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I GRUNDLAGEN

Wir haben über 3 Millionen statistisch und über 2 Millionen z.B. durch Kurzarbeit oder Frühverrentung nicht mehr erfasste Arbeitslose. Diese könnten mit dem vorhandenen und mittelfristig aufzubauenden Produktionspotential pro Jahr über 500 Mrd. € an Gütern und Dienstleistungen mehr produzieren! Die Bundesregierung sah sich gezwungen, am 13. Oktober 2008 einen „Finanzmarktstabilisierungsfond“ von 500 Mrd. € aufzulegen. Mit 400 Mrd. € kann der Bundesfinanzminister Kreditbürgschaften den Banken gegenüber erteilen, mit 80 Mrd. € direkte Staatsbeteiligungen an Banken erwerben und weitere 20 Mrd. € stehen als Ausfallvorsorge für die Banken zur Verfügung. Die Unternehmer haben in den vergangenen Jahren ihre internationale Wettbewerbsfähigkeit deutlich steigern können. Der Sachverständigenrat erwartet für 2010 nur ein geringes Wirtschaftswachstum von 1,6 %. Die Verbraucher sind durch die Finanzkrise verunsichert.

Grundlage für das nachfolgende Wirtschaftskonzept ist die Einsicht, dass in Deutschland und Europa für 2010 und in den nächsten Jahren nur ein hohes Wirtschaftswachstum von bis zu. 10 % jährlich aus dem Teufelskreis ökonomischer Zwänge führen kann. Mit den erheblichen Mitteln, die durch die europäischen Länder bereitgestellt werden, dürfte zunächst die Finanzkrise überwunden werden. Bei den Börsen ist eine deutliche Erleichterung und Erholung festzustellen. Erinnern wir uns an den Börsencrash 1929 in den USA; erst 1931 kam die Finanzkrise aus den USA als Wirtschaftskrise mit dem Zusammenbruch der Danat-Bank bei uns an. In Deutschland gingen damals 70.000 Unternehmen in Konkurs. Die Wege aus der Wirtschaftskrise der 30iger Jahre wird unten ausführlicher (siehe Kapitel II 1. a) dargestellt. 
Wenn wir dreistellige Milliardenbeträge für die Überwindung der aktuellen Finanzkrise bereitstellen, könnte durch unzureichendes Wirtschaftswachstum und Unternehmenszusammenbrüche 2010 ein erneutes Einbrechen der Börsen eine Situation in Deutschland und Europa entstehen, dass aus den bereitgestellten staatlichen Bürgschaften die europäischen Regierungen gezwungen wären, die Banken konkret mit Haushaltsmitteln zu unterstützen. Deutschland und Europa haben dann mit erheblichen Haushaltsdefiziten zu tun. Dann sind die Haushaltsmilliarden vertan und die Wirtschaftskrise ist da! Wir hätten unser Pulver für den Finanzmarkt verschossen, ohne dass es der Realwirtschaft nutzte. Würde man aber unverzüglich der Realwirtschaft zusätzlich mit einem umfassenden Konjunkturprogramm unter die Arme greifen, würden wir damit auch der Börse und den Banken für die Zukunft den notwendigen Auftrieb und die nötige Zuversicht verschaffen. Die Gefahr für den Staat, aus den Bürgschaften tatsächlich in Anspruch genommen zu werden, dürfte sich dann deutlich vermindern.
Dieses Wirtschaftskonzept erhebt nicht den Anspruch, ein Patentrezept zu sein. Hier soll jedoch die Richtung und auch ein Weg aufgezeigt werden, um die aktuellen Wirtschaftsprobleme zu überwinden. Die enorm großen Wirtschaftspotentiale müssen in ein preisstabiles Megawachstum übergeleitet werden. Die verantwortlichen Politiker und die öffentliche Verwaltung, die Unternehmer und die Gewerkschaften müssen ihre Einstellung grundlegend ändern. Die öffentliche Hand wird Sparen mit Wachstumsförderung und die Unternehmen werden Preisstabilität, ja vielleicht Preissenkungen mit Wachstum kombinieren müssen. Solche Entwicklungen gab es z.B. schon bei der Stadtverwaltung in Offenbach (Verbesserung der Dienstleistung bei gleichzeitiger Kostensenkung) oder bei der Computerindustrie (Leistungssteigerung bei gleichzeitiger Preissenkung). Ein solches Wirtschaftswachstum könnte Europa weniger abhängig von Exporten machen, wenn wir aus eigener Kraft ein deutliches Wirtschaftswachstum ohne einen Wirtschaftsaufschwung in den USA, China oder der übrigen Welt schaffen würden.

1. Volkswirtschaftliche Produktionspotentiale 

Makro- und mikroökonomische, also gesamt- und einzelwirtschaftliche Sachverhalte sind nicht identisch.  Ein weit verbreitetes Denken - auch in der Politik - ist, dass man eine Mark - bzw. heute einen Euro - nur einmal ausgeben kann. Dies kann sowohl richtig als auch falsch sein. Einzelwirtschaftlich betrachtet - für uns als Einzelperson, aber auch für den Staat mit seinem Staatshaushalt - ist das richtig. Gesamtwirtschaftlich gesehen wird jedoch dieser eine Euro immer wieder von neuem ausgegeben. Für die Gesamtwirtschaft (Volkswirtschaft) gelten somit andere Regeln. "Wir leben über unsere Verhältnisse" kann einzelwirtschaftlich zutreffen, gesamtwirtschaftlich entspricht das nicht den Tatsachen. Wenn man bedenkt, dass es z. Z. in Deutschland über 3 Millionen und weitere 2 Millionen nicht mehr erfasste Arbeitslose gibt und dass unsere sowie die europäische Wirtschaft in den meisten Branchen unzureichend ausgelastet ist, wir also mit dem vorhandenen Produktionspotential mehr Güter und Dienstleistungen erbringen könnten, ergeben sich begründete Zweifel an dieser Aussage. Gesamtwirtschaftlich gesehen spricht alles dafür, dass wir unter unseren Verhältnissen (volkswirtschaftlichen Möglichkeiten) leben. 

Sparen kann für einen Menschen, der über seine Verhältnisse lebt, ein probates Mittel sein, die eigenen finanziellen Verhältnisse wieder zu ordnen. Betrachten wir dagegen unseren Staat mit seinen Haushalts- und Finanzproblemen, so stellt sich die Frage, ob mit den Mitteln eines braven Hausvaters die finanziellen Schwierigkeiten unserer gesamten Volkswirtschaft zu überwinden sind. Ziel einer Wirtschaftspolitik muss es sein, durch wirtschaftlichen (sparsamen) Einsatz aller volkswirtschaftlichen Ressourcen das Gesamtvolumen unserer Wirtschaft so zu vergrößern, dass mit Hilfe von zusätzlichem Wirtschaftswachstum alle wirtschaftlichen Daten (Beschäftigung, Steueraufkommen, Staatsverschuldung, Einnahmen der Sozialversicherungsträger, Steigerung der Arbeitnehmer- und Arbeitgebereinkommen durch Steuersenkung etc.) verbessert werden.

Die vorhandenen klassischen Produktionsfaktoren Arbeit, Kapital (Produktionsanlagen) und Boden (Natur und Rohstoffe) könnten in Deutschland ein deutlich höheres Wirtschaftswachstum ermöglichen. Deutschland hat mit über 3 bzw. 5 Millionen Arbeitslosen und unzureichend ausgelasteten Produktionsanlagen im Güter- wie im Dienstleistungsbereich große volkswirtschaftliche Produktionsreserven. Auch der Faktor Boden/Natur als Standortfaktor, die Rohstoffverfügbarkeit und die Umweltverträglichkeit engen diese Produktionsreserven nicht ein. Im Gegenteil, modernes Wirtschaftswachstum kann gerade der Rohstoff- und Umweltschonung dienen.
a) Entstehung der volkswirtschaftlichen Reserven

1972 brachte der Club of Rome das Buch ”Die Grenzen des Wachstums” heraus; alle in dieser Studie gemachten Prognosen hinsichtlich der Verfügbarkeit von Rohstoffen haben sich nach über 30 Jahren als falsch erwiesen. Es wurde durch diese Studie modern, Wirtschaftswachstum zu verteufeln. Im selben Jahr sprach Finanzminister Helmut Schmidt seine verhängnisvollen Worte: ”5 % Inflation ist besser als 5 % Arbeitslosigkeit”. Damals gab es in der Bundesrepublik ca. 246.000 Arbeitslose. 1973 stiegen die Staatsausgaben um 12 %. Wir hatten eine Hochkonjunktur mit allen positiven (Vollbeschäftigung und hohes Wirtschaftswachstum) wie negativen (hohe Inflation mit einer Überhitzung der privaten und öffentlichen Nachfrage) Begleiterscheinungen. Anfang des Jahres 1973 wurden mit ca. 7,5 % die damals als moderat empfundenen Tarifabschlüsse vereinbart. Trotzdem stieg die Inflation von Monat zu Monat und erreichte Mitte 1973 eine Jahresrate von über 8 %. Die Bundesregierung versuchte mit unzureichenden Mitteln (z.B. durch eine Stabilitätsanleihe, die bereits nach 2 Monaten einen Kursverlust von 20 % aufwies), die überschäumende private und öffentliche Nachfrage einzudämmen. Die Bundesbank war gezwungen, durch Verknappung des Geldes und Erhöhung der Zinsen kraftvoll gegen die inflationären Tendenzen anzugehen. Die Zinsen für Tagesgeld stiegen im August 1973 bis auf 40 % p. a. Die Arbeitnehmer waren mit der inflationären Entwicklung unzufrieden, so dass zunächst bei den Stahlarbeitern durch wilde Streiks zusätzliche Lohnerhöhungen von ca. DM 200,- pro Monat durchgesetzt wurden. Die übrige Arbeitnehmerschaft konnte dann individuell - also ohne Einschalten der Gewerkschaften - eine entsprechende Lohnerhöhung erreichen. Die Bruttolöhne erhöhten sich 1973 um 12,6 %, die Personalausgaben der öffentlichen Haushalte sogar um 14,7 %. Die Nettoersparnisse des Staates (einschl. Sozialversicherungen) beliefen sich im selben Jahr auf ca. 80 Mrd. DM. 

Anfang 1973 stiegen die Rohstoffpreise auch aufgrund der Prognose des Club of Rom. Im Herbst 1973 veränderten sich - ausgelöst durch den Jomkipurkrieg im Nahen Osten und die Ölpolitik der OPEC-Staaten - die Grundlagen unserer Volkswirtschaft dramatisch. Durch rasche Preissteigerungen bei Rohöl und den meisten übrigen Rohstoffen stellte sich eine Verschlechterung der ”Terms-of-Trade”, also der Preisrelation bei den Import- und Exportgütern ein. Damit hatte sich der reale Verteilungsspielraum deutlich verschlechtert, weil eine solche Entwicklung gesamtwirtschaftlich wie eine Produktivitätssenkung wirkt.

Die Gewerkschaften wollten nach den maßvollen Vereinbarungen 1973 und den negativen Erfahrungen mit den wilden Streiks 1974 ihre Machtbasis zurückgewinnen. Die Gewerkschaft Öffentliche Dienste Transport und Verkehr (ÖTV) fuhr in der sogenannten ”Klunkerrunde” einen harten Kurs. Obwohl sich der Verteilungsspielraum durch die ”Terms-of-Trade”-Verschlechterung mit etwa 2 % negativ auf die gesamtwirtschaftliche Produktivität auswirkte, verlangte die ÖTV eine Tariferhöhung von ca. 15 %. Realwirtschaftlich betrachtet wäre bei einer inländischen Produktivitätssteigerung von ca. 3 % durch die außenwirtschaftlichen Produktivitätseffekte lediglich ein zusätzlicher Verteilungsspielraum von ca. 1 % übriggeblieben. Bundeskanzler Willy Brandt versuchte durch seine Forderung, ”keine zweistelligen Tariferhöhungen”, das Schlimmste zu verhindern - jedoch ohne Erfolg. Die Tarifvereinbarungen lagen mit ca. 11 % außerhalb jeder ökonomischen Einsicht in die damaligen Verteilungsspielräume. Die übrigen Tarifparteien orientierten sich an diesem ÖTV-Abschluss. Die tatsächlichen Steigerungen der Personalausgaben im Öffentlichen Dienst erreichten ca. 15 %. Der dies mit zu verantwortende Finanzminister Helmut Schmidt trat 1974 die Nachfolge von Bundeskanzler Willy Brandt an, der auch aufgrund seiner Enttäuschung über die geringe Unterstützung durch seine Partei bei den Tarifauseinandersetzungen im Öffentlichen Dienst zurückgetreten war. Im Jahresdurchschnitt stieg die Arbeitslosigkeit 1973 bis 1974 von ca. 274.000 auf 583.000, das sind beachtliche 112 % mehr. Die Arbeitslosigkeit lag dann im Dezember 1974 bereits bei 946.000 und war damit um 460.000 höher als ein Jahr zuvor. Durch falsche Signale und falsches Handeln wurden 1974 in der Wirtschaftspolitik die Weichen für eine verhängnisvolle und lang anhaltende Entwicklung zu mehr und mehr Arbeitslosigkeit gestellt. Die Bundesbank war ohne ausreichende Unterstützung durch Bund, Länder und Gemeinden gezwungen, die Wirtschaft in eine Preis stabilisierende Rezession zu lenken. Unternehmen gingen in Konkurs, die Arbeitslosigkeit stieg, die Wirtschaft hatte ihren konjunkturellen Schwung eingebüßt. 

Hätte man spätestens 1973 rechtzeitig und ausreichend die öffentliche und private Nachfrage auf der Grundlage des Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes abgeschöpft und bei der Bundesbank Nachfrage unwirksam hinterlegt, wären sowohl die inflationären Auswüchse 1973 als auch die Fehlentwicklungen 1974 verhindert worden. Hätte nach der Ölkrise die Konjunktur dann eine inflationsfreie Verschnaufpause eingelegt, wären die bei der Bundesbank hinterlegten Gelder für einen Wirtschaftsaufschwung nutzbar gewesen - „Spare in der Zeit, dann hast du in der Not!“.

Wegen fehlendem oder unzureichendem Wirtschaftswachstum sind in fast 30 Jahren volkswirtschaftliche Produktionspotentiale durch Unternehmenszusammenbrüche dauerhaft vernichtet worden. Trotzdem haben die verbleibenden Unternehmen ihre Produktionskapazitäten oft nicht voll ausnutzen können.

 b) Höhe der volkswirtschaftlichen Reserven  

Wir haben heute über 3 Millionen gemeldete Arbeitslose, weitere ca. 2 Millionen, die in Arbeitsbeschaffungs-, Um- und Weiterbildungsmaßnahmen tätig sind sowie Arbeitslose, die nicht in der amtlichen Statistik erfasst werden und Arbeitnehmer in Unternehmen mit unzureichend ausgelasteten Produktionskapazitäten. Die Arbeitslosenstatistik verschleiert das wahre Ausmaß der Unterbeschäftigung. Die Arbeitsämter stellen seit dem 1. Januar 2002 mit dem „Job Aqtiv“-Gesetz höhere Anforderungen an die Mitwirkung der Arbeitslosen, so dass sich besonders Nichtleistungsempfänger aus der Arbeitslosigkeit abmelden. Die Zahl der verdeckten Arbeitslosen wird vom Sachverständigenrat für 2007/08 mit 1,2 Millionen als „Untergrenze“ angegeben. Für 2007 summierte sich die offene und verdeckte Arbeitslosigkeit damit auf ca. 5 Millionen Menschen. Damit verfügen wir über personelle Reserven, um in unserer Volkswirtschaft mit den vorhandenen und kurzfristig zu schaffenden Produktionsmitteln deutlich mehr Güter und Dienstleistungen herzustellen. Diese Produktionsreserven haben nach eigenen Schätzungen eine Größenordnung von jährlich ca. 250 bis 500 Mrd. €. Kurzfristig, d.h. innerhalb eines Jahres, dürften von diesen Reserven ca. 40 % (also bis zu 200 Mrd. € Reserven pro Jahr) unter Berücksichtigung der vorhandenen oder relativ kurzfristig zu aktivierenden Produktionsanlagen zu mobilisieren sein. Diese Größenordnung lässt sich leicht nachrechnen. 2002 betrug das Bruttoinlandsprodukt ca. 2108 Mrd. €. Wenn wir davon ausgehen, dass unsere Gesamtwirtschaft unter Berücksichtigung der Arbeitslosen, Teilnehmer von ABM und vorhandenen Produktionskapazitäten deutlich unter 80 % ausgelastet ist, haben wir mehr als ein Viertel von über. 2 Billionen € (also mehr als 500 Mrd. €) an Gütern und Dienstleistungen pro Jahr trotz vorhandener Möglichkeiten nicht produziert. Die entsprechenden Zahlen für Europa: Bei einem Bruttoinlandsprodukt von 7982 Mrd. € im Jahr 1999 und einer gleich hohen Auslastung von unter 80 % würde dies einer unterlassenen Produktion von Gütern und Dienstleistungen von ca. 2000 Mrd. € jährlich entsprechen. Das entspricht in etwa der Höhe des deutschen Bruttoinlandsproduktes. Kurzfristig (in 2 Jahren) könnten in Europa etwa 1000 Mrd. € Bruttoinlandsprodukt zusätzlich  erzeugt werden.

2. Antizyklische Betrachtungen

Neben zyklischen Prozessen in der Wirtschaft - etwa einem Konjunkturzyklus - gibt es auch solche in der Natur wie z.B. Frühling, Sommer, Herbst und Winter. Pflanzen und Tiere, ja auch der menschliche Organismus haben gelernt, mit den äußeren Veränderungen auf ganz natürliche Weise fertig zu werden: Friert der Mensch, beginnt er zu zittern; ist es ihm zu heiß, fängt er an zu schwitzen. Die Zyklen in einer Wirtschaft haben keine so natürlichen Heilungskräfte, da die notwendige Einsicht in die Zusammenhänge fehlt und der Mensch in seiner Unvernunft oft prozyklisch auf die Wirtschaftsprozesse einwirkt. Wenn unsere Wirtschaft eine Rezession überwinden soll, kann mit Sparen auf allen Ebenen kein Wandel zum Besseren erreicht werden. 

Vor einigen tausend Jahren, so berichtet die Bibel, hatte der Pharao einen Traum von sieben fetten und sieben mageren Kühen. Joseph hat diesen Traum nicht nur gedeutet - sieben Jahren mit Rekordernten sollten sieben Jahre mit Missernten folgen - sondern löste dieses zyklische Wirtschaftsproblem, indem er dem Pharao empfahl, die Getreideüberschüsse in den ersten sieben Jahren aufzukaufen, sie trocken einzulagern und sie dann in den sieben folgenden Jahren wieder zu verkaufen. Die Ernährung der Bevölkerung war über den Gesamtzyklus gesichert. Joseph war somit der erste und zugleich einer der wenigen erfolgreichen antizyklischen Konjunkturpolitiker.

Was hat der Traum des Pharao mit unseren aktuellen Problemen zu tun? Die Arbeitslosigkeit und die langfristige Rentenproblematik können als Zyklus betrachtet werden. Wir haben heute und voraussichtlich noch bis zum Jahr 2010 zu viele Arbeitskräfte. Danach wird die Zahl der Arbeitskräfte aufgrund des Altersaufbaues drastisch zurückgehen. Im Jahr 2030 werden wir wahrscheinlich zu wenig Arbeitskräfte haben. Ziel einer antizyklischen Arbeitsmarktpolitik sollte somit die Speicherung von Arbeit für die nächsten Jahrzehnte sein.

a) Speicherung von Arbeit in Produkte

Bei der Produktion von Gütern, wie z.B. Butter oder Brücken, werden Arbeitskräfte eingesetzt, so kann Arbeit gespeichert werden. Die Haltbarkeit bei Butter oder Brücken für den Verbrauch oder Gebrauch ist sehr verschieden. Um Arbeit über Jahre und Jahrzehnte zu speichern und dem Konsum zuzuführen, können nur haltbare Produkte verwendet werden.

b) Produkte als langfristige Arbeitsspeicher

Haltbare Produkte, die nach ihrer Produktion keine Erträge abwerfen, sind zur Speicherung zwar geeignet und zur langfristigen Sicherung einer Volkswirtschaft z.B. als Energie- oder Rohstoffreserve auch geboten, sollten aber aus gesamtwirtschaftlicher Sicht eher die Ausnahme bleiben. Dagegen sind alle Investitionen in Produkte und Forschung sinnvoll, die unserer Volkswirtschaft ihre Produktivität erhalten oder steigern. Investitionen mit einer schnellen und hohen Rendite sollten wie bisher von Privatunternehmen finanziert werden. Investitionen, die langfristig Produktivitätssteigerungen versprechen, sind in einer Zeit hoher Arbeitslosigkeit besonders geeignet, da ihre Beschäftigungswirkung heute und ihre Produktivitätssteigerung erst später erfolgt. Tritt dagegen bei den Investitionen unmittelbar eine Produktivitätssteigerung ein, könnte die Beschäftigungswirkung aufgehoben werden. Um eine Störung der privatwirtschaftlichen Geld-, Kapital- und Gütermärkte zu vermeiden, sollten deshalb folgende Bedingungen beachtet werden:

Die Investitionen sollten 

· heute eine hohe Beschäftigungswirkung haben
· mit ihrer Produktivitätssteigerung dagegen erst in einer Zeit abnehmender Arbeitskräfte wirksam werden 

· heute keinen oder nur einen unzureichenden privaten Markt haben
· heute oder in Zukunft einen betriebs- und volkswirtschaftlichen Ertrag haben, auch wenn dieser wie z.B. bei der Reduzierung von Verkehrstoten oder Umweltbelastung schwer zu erkennen ist
Diese Investitionen könnten u.a. durch die Europäische Zentralbank refinanziert werden. Soweit öffentliche und privatwirtschaftliche Anlagen finanziert werden, sollte ihre Rückzahlung zur Bildung einer ”Rentenrücklage” dienen. Durch zusätzliche Förderung von Wissenschaft, Forschung und Technologie kann die langfristige Leistungsfähigkeit unserer Volkswirtschaft nachhaltig gesichert und gesteigert werden. Auch die langfristigen Entwicklungen von Auslandsmärkten durch Förderung marktwirtschaftlicher Strukturen besonders in den osteuropäischen Reformstaaten sollten unterstützt werden.

3. Welche theoretischen Überlegungen erleichtern das Verständnis?

Dieser Abschnitt ist für den ökonomischen Laien gedacht, um ihn mit einigen Grundlagen der Volkswirtschaft vertraut zu machen. 

a) ”Magisches Dreieck” (Preisstabilität, Wachstum, Vollbeschäftigung)

Wenn hier eine Beschränkung auf Preisstabilität, Wirtschaftswachstum und Vollbeschäftigung - also das so genannte ”Magische Dreieck” - vorgenommen wird, so geschieht dies nicht aus Geringschätzung gegenüber weiteren Zielen wie z.B. außenwirtschaftliches Gleichgewicht, Verteilungsgerechtigkeit etc. sondern aus der Einsicht, dass die Konzentration auf wenige Hauptpunkte das notwendige Verständnis in ökonomische Zusammenhänge erleichtert. Eine solche Erkenntnis ist die Voraussetzung, um ein angemessenes Instrumentarium zu entwickeln und damit ein nachhaltiges Wirtschaftswachstum durchzusetzen. Durch das Erreichen von Preisstabilität, Wirtschaftswachstum und Vollbeschäftigung wird mit der Gesundung der Wirtschaft auch die desolate Finanzlage von Bund, Ländern und Gemeinden erheblich verbessert.

b) Gleichgewicht von Nachfrage und Angebot

Der Idealfall der Wirtschaftstheorie ist das Gleichgewicht von Nachfrage und Angebot auf den Märkten. Einige volkswirtschaftliche Grundbegriffe lassen sich an einem solchen Marktgleichgewichtsmodell erläutern:

Geldmenge x Umlaufgeschwindigkeit = Handelsvolumen x Preisniveau
oder






           G  x  U 
=    H  x  P




Nachfrage 
=   Angebot
Von dieser Gleichung wollen wir uns die drei Größen Geldmenge (G), Handelsvolumen (H) und Preisniveau (P) genauer anschauen. Um den Sachverhalt nicht noch mehr zu komplizieren, soll die Umlaufgeschwindigkeit des Geldes (U) unverändert bleiben. Wird die Geldmenge (G) erhöht, so haben wir auf der Angebotsseite zwei Größen, die sich verändern können:

· Das Handelsvolumen (H) könnte wachsen, das würde einem realen Wirtschaftswachstum entsprechen - das wäre gut.

· Das Preisniveau (P) könnte steigen, dann hätten wir Inflation - das wäre schlecht.

Wenn wir einmal alle denkbaren Veränderungen einer solchen Gleichung mit drei Variablen in ihrer Richtung mit + und - kennzeichnen, so wird deutlich, wie selbst bei einem so einfachen Modell der Überblick schnell verloren geht:

· (G+)   x [U]   = (H+)   x (P) 
   Preisstabiles Wachstum (Aufschwung)

· (G+)   x [U]   = (H)     x (P+)   Inflation ohne Wachstum (Stagflation)

· (G++) x [U]   = (H+)   x (P+)   Inflation mit Wachstum (70-iger Jahre)

· (G+)   x [U]   = (H-)    x (P++) Inflationäre Depression (Russland 1990)

· (G+)   x [U]   = (H++) x (P-)    Deflation mit Wachstum (Idealfall)

Diese wenigen Gleichungen, die nur eine Geldmengenerhöhung (G+) darstellen, machen die Komplexität der Wirtschaft deutlich. Wenn noch berücksichtigt wird, dass es für die Geldmenge viele unterschiedliche Definitionen gibt oder eine Nachfragesteigerung sich sowohl an der Aktienbörse, dem Investitionsgütermarkt, dem Konsumgütermarkt (Verbrauchs- oder Gebrauchsgüter) oder dem Außenhandel bemerkbar machen kann und man Wirtschaftswachstum nicht automatisch mit einem Abbau der Arbeitslosigkeit gleichsetzen kann, so wird es verständlich, warum selbst Fachleute bei einer umfassenden volkswirtschaftlichen Betrachtungsweise unserer Wirtschaft schnell die Orientierung verlieren. Der mikroökonomische Ansatz, der von Plänen und Entscheidungen kleiner Einheiten (Haushalte, Unternehmen etc.) ausgeht, lässt sich aus den eigenen Erfahrungen als Konsument oder Arbeitnehmer demgegenüber vergleichsweise leichter nachvollziehen.

c) Wirkung der Löhne

Die Gewerkschaften fordern häufig, zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit die Löhne zu erhöhen, um durch die zusätzliche private Nachfrage das Wirtschaftswachstum und damit die Beschäftigung zu steigern. Die Unternehmer möchten dagegen zur Steigerung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit, dass die Löhne gesenkt oder wenigstens die Lohnnebenkosten vermindert werden. Prof. Horst Siebert erklärte 1997, dass ein Verzicht auf Reallohnsteigerung jährlich ca. 300.000 neue Arbeitsplätze schaffen könnte. Lothar Späth verlangte zur gleichen Zeit gar, dass es in den nächsten 10 Jahren keine Reallohnsteigerung mehr geben dürfe! 

Lohnerhöhungen können eine doppelte Wirkung haben:

· Lohnerhöhungen können eine Nachfragesteigerung bewirken, die das Wirtschaftswachstum erhöhen - dies wäre heute erwünscht.
· Steigende Löhne können durch die Kalkulation als Hauptkostenfaktor in die Verkaufspreise eingehen - eine solche Wirkung (Inflation) wäre heute jedoch nicht erwünscht.
d) Gesamtwirtschaftliche Produktivität

Um die positiven und negativen Zusammenhänge von Wirtschaftswachstum und Inflation bei Lohnerhöhungen erklären zu können, sollen zunächst die Auswirkungen einer Produktivitätssteigerung dargestellt werden.

Eine gesamtwirtschaftliche Produktivitätssteigerung kann in doppelter Weise wirken:

· Lohnerhöhungen haben gesamtwirtschaftlich nur dann keine Preis steigernde Wirkung, wenn sie der volkswirtschaftlichen Produktivitätssteigerung entsprechen. Eine über die Produktivitätssteigerung hinausgehende Lohnerhöhung wird eine Preis steigernde Wirkung haben.
· Es ist aber nicht sichergestellt, dass Lohnerhöhungen im Rahmen der Produktivitätssteigerung mit stabilen Preisen einhergehen. Werden die Verkaufspreise im Rahmen der Nachfragesteigerung von den Unternehmen ohne Berücksichtigung der Produktivitätsgewinne heraufgesetzt, führt das zu Inflation. Das gleiche Gütervolumen wird bei gestiegener Produktivität dann von weniger Arbeitskräften produziert. Durch die Inflation wird trotz steigender Nachfrage und steigender Produktivität die Arbeitslosigkeit erhöht. Eine Produktivitätssteigerung führt ohne ein entsprechendes reales Wirtschaftswachstum zu Arbeitslosigkeit.
e) Kostenneutrale Nachfragesteigerung

Ein weiterer Schlüssel für das Verständnis dieser wirtschaftlichen Zusammenhänge ist eine kostenneutrale Nachfragesteigerung. Bisher wurden die Wirkungen von Lohn- und Produktivitätserhöhung dargestellt. Wirtschaftswachstum kann aber nicht nur durch nachfragewirksame Lohnerhöhungen erfolgen, die einen Kosten steigernden und damit inflationären Effekt haben können, sondern auch durch eine kostenneutrale Nachfragesteigerung. Eine solche kostenneutrale Nachfragesteigerung würde uns aus den oben dargestellten Schwierigkeiten herausführen, weil diese Nachfragesteigerung im Gegensatz zu den Lohnsteigerungen den Unternehmern keine zusätzlichen Kosten verursacht. Die Unternehmer könnten nun nicht mehr mit dem Hinweis auf die Kostenwirksamkeit der Nachfragesteigerung (Lohnerhöhung) die Preise anheben sondern müssten, um glaubwürdig zu bleiben, das Gütervolumen erhöhen. Wir hätten somit ein inflationsfreies Wirtschaftswachstum.

Folgende wirtschaftliche Sachverhalte können eine kostenneutrale Nachfragesteigerung bewirken:

· Private Investitionen: Sie sind zunächst nachfrage- und damit auch beschäftigungswirksam. Insofern wären Investitionen von Unternehmen in der heutigen Zeit zu begrüßen. Leider können erfolgte Investitionen sowohl Arbeitsplatz schaffende als auch Arbeitsplatz einsparende Auswirkungen haben. Handelt es sich um eine die Kapazität erweiternde und nicht um eine die Produktivität steigernde Investition, so werden Arbeitsplätze geschaffen. Wird aber, wie es heute zu beobachten ist, auf dem Hintergrund einer zu geringen Binnennachfrage und einem daraus resultierenden Wettbewerbsdruck lediglich eine Rationalisierungsinvestition durchgeführt, so werden Arbeitsplätze abgebaut. Der Ruf nach mehr Investitionen von Unternehmen zur Schaffung neuer Arbeitsplätze ist deshalb in der jetzigen Wirtschaftslage aus ökonomischer Sicht zweifelhaft Die Verwirrung hinsichtlich der Wirkung von Investitionen wird aber noch zusätzlich gesteigert, wenn man bedenkt, dass bei Erweiterungsinvestitionen gleichzeitig auch Rationalisierungsanstrengungen verfolgt werden. Der Eindruck, der hier entstehen könnte, dass nur Investitionen ohne Produktivität steigernde Wirkungen Arbeitsplätze schaffen, ist falsch. Unternehmen, die lediglich Ersatzinvestitionen ohne Produktivität steigernde Effekte durchführen, dürften sehr bald wegen fehlender Wettbewerbsfähigkeit  aus dem Markt ausscheiden. Die Vermeidung der verschiedenen negativen Wirkungen von Investitionen auf den Arbeitsmarkt ist letztlich nur mit einem hohen Kapazität auslastenden Wirtschaftswachstum zu erreichen.
· Verminderung der Sparneigung: Die privaten Haushalte vermindern ihre Sparneigung und bauen ihre Ersparnisse ab. Die Nachfrage der privaten Haushalte lassen sich mit den herkömmlichen Mitteln, auch wenn die Zinsen weiter fallen sollten, jedoch nur unzureichend beeinflussen.
· Weniger Lebensversicherungen: Die Kapital sparenden Lebensversicherungen werden reduziert. Wenn etwa durch Steuererhöhungen die Lohnnebenkosten (Rentenversicherung) gesenkt werden und gleichzeitig mit dem Hinweis auf eine Versorgungslücke für eine private Altersvorsorge geworben wird, ist so keine Nachfragesteigerung zu erreichen. Ein Konsumverzicht der Arbeitnehmer zugunsten Kapital sparender Lebensversicherungen dürfte für die Konjunktur eher schädlich sein, weil nur ein Teil dieser Ersparnisse für Arbeit schaffende Investitionen (z.B. Neubau von Immobilien) verwendet wird; ein nicht unwesentlicher Teil wird zur Finanzierung der Staatsverschuldung eingesetzt und dient damit über die Zuschüsse des Staates zur Arbeitslosenversicherung der Finanzierung der Arbeitslosigkeit. Im Übrigen werden auch die privaten Versicherungen durch den Altersaufbau betroffen sein, wenn sie nach dem Jahr 2010 wegen des zu erwartenden Rückgangs der Versicherungsnehmer ihre Kapitalanlagen veräußern müssen, die Lebensversicherungen somit keinen Nettoanlagebedarf mehr haben. Ähnliche Probleme hatten wir in den 8oiger Jahren bei den Bausparkassen, wo die Finanzierung wie bei einem Schneeballsystem nur solange für die Beteiligten vorteilhaft funktionierte, wie genügend Anschlussverträge abgeschlossen wurden. Käme dann noch die Versteuerung der Erträge bei einer Lebensversicherung hinzu, würde die Versicherungswirtschaft noch früher ihre Attraktivität verlieren und wie ein Kartenhaus zusammenfallen. 
· Exportboom: Auch eine Erhöhung der Auslandsnachfrage ist kostenneutral, aber von der Weltkonjunktur oder - wie es z. Z. zu beobachten ist - von einer Euro-Stärke bzw. -Schwäche gegenüber wichtigen Auslandswährungen wie dem Dollar, Pfund und Yen abhängig. 
· Staatsnachfrage: Die Ausgabensteigerungen von Bund, Ländern und Gemeinden haben durch die Höhe der Steuerbelastung, Staatsverschuldung und Neuverschuldung ihre Grenze erreicht. Eine kostenneutrale Staatsnachfrage dürfte, so lange das Steueraufkommen nicht nachhaltig ansteigt, zunächst ausfallen.
· Schaffung einer Rentenrücklage: Die Europäische Zentralbank kann zusammen mit den nationalen Notenbanken durch die kurzfristige Refinanzierung einer Rentenrücklage die gesamtwirtschaftliche Nachfrage steigern. Auch durch private Banken oder durch Goldverkäufe könnte zunächst diese Refinanzierung gewährleistet werden, um sie dann langfristig durch das höhere Steueraufkommen des Staates zu finanzieren.
f) Preisstabiles Wachstum durch kostenneutrale Nachfragesteigerung

Das nachfolgende Konzept stützt sich auf eine Steigerung der Nachfrage durch die Bildung einer ”Rentenrücklage”, die versicherungstechnisch den Rentenversicherungen und der Altersversorgung für Beamte als Kapitalstock zugeordnet wird. Die Rentenrücklage sollte u. a. durch die Europäische Zentralbank refinanziert werden. Die Europäische Zentralbank als die unabhängige, volkswirtschaftlich kompetente „Stabilitätsbehörde” soll unter Berücksichtigung der Preisstabilität verantwortungsbewusst die Finanzierung eines beschäftigungswirksamen Wirtschaftswachstums ermöglichen. Die Europäische Zentralbank erhöht die nachfragewirksame Geldmenge Potential orientiert, das heißt die Geldmenge wird den wirtschaftlichen Möglichkeiten angepasst. Wenn ein Preisstabilitätspakt zwischen Gewerkschaften und Unternehmern möglich wäre, könnte die Refinanzierung umfangreicher Konjunkturprojekte auch von der Europäischen Zentralbank unterstützt werden, weil das oberste Ziel der EZB die Sicherung der Stabilität des Preisniveaus in Europa ist. Nach Art. 105 EGV soll die EZB die allgemeine Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten (soweit dies möglich ist) ausdrücklich unterstützen, wenn damit die Preisstabilität nicht beeinträchtigt wird.

Durch umfangreiche Wirtschaftswachstumsprogramme sollen alle volkswirtschaftlichen Potentiale (Ressourcen) durch direkte Investitionen in nicht sofort marktgerechte Projekte mobilisiert werden, die bei der herkömmlichen Wirtschaftspolitik bis jetzt ungenutzt blieben. Brüssel muss hierfür die rechtlichen Grundlagen schaffen. Unabhängig von den nationalen Regierungen der EU soll die Europäische Zentralbank nach strengen Stabilität orientierten Kriterien ein Wirtschaftswachstum von zunächst ca.10 % möglich machen. 
Eigenständige nationale Rentenreservebanken (RRB) könnten - kontrolliert durch die Europäische Zentralbank und die jeweilige nationale Bankenaufsicht - in Zusammenarbeit mit der privaten und öffentlichen Kreditwirtschaft die Abwicklung gewährleisten. In Deutschland könnte diese Aufgabe der Rentenreservebank (RRB) auch eine umgewandelte Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) übernehmen. Die Erträge aus den Rentenbank-Beteiligungen und -Krediten  können später der Alterssicherung zugute kommen. Die aktuellen Probleme der Sozialversicherungen werden durch niedrigere Arbeitslosigkeit mit höherem Beitragsaufkommen ohne Beitragssatzerhöhung gelöst. Eine nachhaltige Erhöhung des Wirtschaftswachstums verbunden mit der Bildung von Rentenreserven kann eine allgemeine Stabilisierung der Rentenversicherungsbeiträge ermöglichen, weil die Leistungen später auch aus dem Kapitalstock der Rentenreserve finanziert werden können.
g) Die Verbindung von Preisstabilität - Wachstum - Vollbeschäftigung 

Preisstabilität, Wirtschaftswachstum und Vollbeschäftigung müssen in einer Weise verknüpft werden, dass die Verwirklichung dieser Ziele möglichst gleichzeitig erreicht wird. Es sollte hier jedoch kein Zweifel bestehen, dass nur eine Politik strikter Preisstabilität die Grundlage für dieses Wachstum orientierte Wirtschaftsprogramm sein kann. Die Ausweitung der Nachfrage in dem hier vorgesehenen Umfang ohne eine Preis stabilisierende Komponente kann sonst unberechenbare, ja nicht zu verantwortende Risiken für die Preisstabilität nach sich ziehen. Geldwertstabilität ist die Grundlage einer gesunden Marktwirtschaft. Aber erst durch die Realisierung der beiden anderen Ziele Wirtschaftswachstum und Vollbeschäftigung wird daraus eine Soziale Marktwirtschaft. 
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II KONZEPT FÜR EIN WIRTSCHAFTSPROGRAMM

1. Historischer Vergleich der wirtschaftlichen Entwicklung
a) Deutschland 1933 bis 1938

Wegen der zentralen Rolle der Arbeitslosigkeit in den dreißiger Jahren (nach dem zweiten Weltkrieg hat die Arbeitslosigkeit keine so überragende Rolle gespielt) soll die Wirkungsweise dieses Programms durch den Vergleich mit den wirtschaftlichen Problemen und Entwicklungen jener Zeit nachvollziehbar gemacht werden. Die Not der Arbeitslosen war damals zwar unvergleichlich größer als heute. Trotzdem stimmen zwei wesentliche Bedingungen der Depression der dreißiger Jahre mit den heutigen Schwierigkeiten überein: 

· Hohe Arbeitslosigkeit (1933: über 6 Millionen; 2007: über. 3 Millionen)

· Hohe Produktionsreserven sowohl 1933 als auch 2007 

Leider versperren die unsäglichen Verbrechen der Nationalsozialisten eine vorurteilsfreie Beurteilung der damaligen Wirtschaftsentwicklung. Die Nationalsozialisten haben skrupellos die volkswirtschaftlichen Reserven für eine maßlose Aufrüstung genutzt. Die dabei verwendeten Finanzierungsinstrumente wie z.B. die Mefowechsel waren jedoch keineswegs neu. 

Im Handel war eine Zwischenfinanzierung durch Wechsel im Inland und auch im Außenhandel lange üblich und wurde durch die Reichsbank refinanziert. Unter der Kanzlerschaft von Brüning wurden dann aber zur Vorfinanzierung langfristiger Investitionen Wechsel durch die Empfänger von Staatsaufträgen auf die dafür gegründete Deutsche Bau- und Bodenbank gezogen. Diese Wechsel waren mit einer Garantie des Reiches ausgestattet, so dass diese Wechsel über die Geschäftsbanken bei der Reichsbank rediskontiert werden konnten. Im Vorgriff auf die künftigen Mehreinnahmen des Staates wurden so Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen finanziert. Mit einem 5 Mrd. Reichsmark Programm wurde ab 1933 der private und öffentliche Hoch- und Tiefbau gefördert. Die Wehrmacht war zunächst nicht in der Lage, die Rüstungsausgaben nennenswert zu steigern. Nach Gründung der Metallurgische Forschungs GmbH (Mefo) wurden Mitte der 30iger Jahre die Mefo-Wechsel zur Vorfinanzierung der deutschen Wiederaufrüstung genutzt. Die Rüstungslieferanten haben Wechsel auf die Mefo gezogen und nach Akzept bei ihrer Geschäftsbank diskontiert. Danach konnten die Wechsel durch die Reichsbank rediskontiert werden. Diese Wechsel waren durch das Reich - ungeschrieben - garantiert. Die Laufzeit der Wechsel betrug in der Regel drei Monate, in einigen Fällen auch ein halbes Jahr. In den letzten Jahren der Weimarer Republik wurde mit Steuergutscheinen eine vergleichbare Finanzierungsform gefunden, mit deren Hilfe Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen finanziert wurden. Diese Finanzierung wurde dann 1934/35 bis 1937/38 vollständig zurückgeführt und damit beendet. Gleichzeitig wurde die Rüstung - finanziert durch die Mefowechsel - in ungeahnte Höhe getrieben.  

Wesentliche Grundlage für das nachfolgende statistische Material ist die ausführliche Darstellung von Harold James „Deutschland in der Weltwirtschaftskrise 1924- 1936“. Dabei sind durch eigene Berechnungen einige Ergänzungen vorgenommen worden, um die Aussagekraft dieser Zahlen zu steigern (z.B. Tabelle 3 - Angabe der %-Anteile der Gesamtverschuldung zum Bruttosozialprodukt). So stieg die Gesamtverschuldung von 1933 bis 1938 zwar von 24.365 Mill. RM auf 30.357 Mill. RM; betrachten wir dagegen die Gesamtverschuldung in Bezug auf das Bruttosozialprodukt, so reduzierte sich der Verschuldungsgrad von 42,7 % auf 32,6 %.  

Zur Frage nach der Glaubwürdigkeit des statistischen Materials schreibt Harold James auf Seite 354:

„Die Einführung der Arbeitsdienstpflicht und die erwähnten staatlichen Manipulationen vermögen jedoch den Anstieg der Beschäftigungszahlen in Deutschland nach 1933 nicht zu erklären. Tatsächlich vollzog sich der Rückgang der Arbeitslosigkeit 1933 weitaus langsamer als die Zunahme der Beschäftigung. Die Zahl der Beschäftigten stieg von 11,7 Millionen im Januar 1933 auf 16,9 Millionen im Juli 1935; die Zahl der Arbeitslosen dagegen sank im gleichen Zeitraum nur von 6,0 Millionen auf 1,8 Millionen. Die Diskrepanz erklärt sich zum Teil daraus, dass keineswegs alle Arbeitswilligen während der Depression als Arbeitslose registriert waren. Aber die Zahlen machen auch deutlich, wie wenig der wirtschaftliche Aufschwung unter dem Nationalsozialismus ein statistischer Taschenspielertrick war. Der wahre Grund für den Rückgang der Arbeitslosigkeit war nicht irgendein Zahlenhokuspokus, sondern die spektakuläre Wiederbelebung der Wirtschaft, die die Lage am Arbeitsmarkt grundlegend veränderte, so dass sich 1936 - und erst recht gegen Ende der dreißiger Jahre - in manchen Bereichen ein gravierender Mangel an Arbeitskräften bemerkbar machte“.

Die folgenden Tabellen sprechen eine deutliche Sprache hinsichtlich der Wirtschaftsentwicklung in der Zeit von 1933 bis 1938. 

Die Staatsausgaben (Tabelle 1) haben sich in der Zeit von 1932/33 bis 1937/38 von 17,7 Mrd. RM auf 29,6 Mrd. RM erhöht. Betrachten wir aber das Verhältnis der Ausgaben zum jeweiligen Bruttosozialprodukt, so hat sich dies von 31 % auf 31,8% kaum verändert. Ab 1934/35 lag das Wirtschaftswachstum für diese Zeit zwischen 10,2 und 13,0 %. Alle Steuerarten sind angestiegen, besonders aber die Einkommensteuer von 1,3 Mrd. RM auf 4,1 Mrd. RM.

Die Staatsverschuldung (Tabelle 2/3) des Reiches hat in diesem Zeitraum stark zugenommen. Dagegen ist die Nettoneuverschuldung der Länder und Kommunen gesunken bzw. ab 1934/35 haben wir sogar eine Reduzierung deren Verschuldung. 

Das Wirtschaftswachstum wurde besonders durch die Steigerung der Rüstungsausgaben bewirkt und nach dem Statistischen Handbuch 1933/34 bis 1938/39 von 1,9 Mrd. RM auf 18,4 Mrd. RM gesteigert.

Zur Lohnpolitik ist zu sagen, dass die Tariflöhne nur wenig oder gar nicht erhöht wurden. Die höheren Einkommen kamen zunächst durch die rasche Beseitigung der Arbeitslosigkeit und später bei einsetzendem Arbeitskräftemangel durch Überstunden und Sonderzahlungen zustande.

Das Preisniveau für Konsumgüter hat sich in dieser Zeit kaum erhöht. 

Zum Schluss möchte ich ausdrücklich betonen, dass mit dieser Darstellung der Wirtschaftspolitik vor dem Zweiten Weltkrieg keiner Verherrlichung der Naziherrschaft das Wort geredet werden soll. Im Gegenteil, Deutschland hat bitter erfahren müssen, dass die maßlose Aufrüstung die Voraussetzung für diesen verbrecherischen Krieg war. Die offensichtlichen Erfolge der damaligen Wirtschaftspolitik wiegen in keiner Weise die unbeschreiblichen Verbrechen der Nationalsozialisten auf.

Tabelle 1 

	Staatseinnahmen und Staatsausgaben 1932 bis 1937 in Mill. RM
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	
	1932/33
	1933/34
	1934/35
	1935/36
	1936/37
	1937/38
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Ausgaben
	17684
	18376
	23756
	24675
	28099
	29624
	

	in % des Bruttosozialprod.
	31
	30,5
	34,9
	32,9
	33,7
	31,8
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Steuereinnahmen
	10222
	10621
	11892
	13326
	15537
	18599
	

	in % des Bruttosozialprod.
	17,9
	17,6
	17,5
	17,8
	18,6
	20
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Bruttosozialprodukt
	57045
	60249
	68069
	75000
	83380
	93157
	

	Wachstum in %
	
	5,6
	13,0
	10,2
	11,2
	11,7
	

	Steuern
	
	
	
	
	
	
	

	Einkommensteuer
	1332,6
	1293,0
	1720,4
	2417,4
	3209,5
	4059,2
	

	in % der Steuereinn.
	13,0
	12,2
	14,5
	18,1
	20,7
	21,8
	

	Körperschaftsteuer
	105,8
	210
	319,5
	592,7
	1046,9
	1552,8
	

	in % der Steuereinn.
	1,0
	2,0
	2,7
	4,4
	6,7
	8,3
	

	Umsatzsteuer
	1354,4
	1516,2
	1872,5
	2020
	2389,2
	2753,6
	

	in % der Steuereinn.
	13,2
	14,3
	15,7
	15,2
	15,4
	14,8
	

	Zölle
	1106
	1065,1
	1148,6
	1249,4
	1333,4
	1595,2
	

	in % der Steuereinn.
	10,8
	10,0
	9,7
	9,4
	8,6
	8,6
	

	Quelle:
	
	
	
	
	
	
	

	Harold James, Deutschland in der Weltwirtschaftskrise 1924-1936, Stuttgart 1988, S. 356 mit eigenen Berechnungen

	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Tabelle 2
	
	
	
	
	
	
	

	Nettozunahme der kurz- und langfristigen Staatsverschuldung 1932-1938 in Mill. RM
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	
	1932/33
	1933/34
	1934/35
	1935/36
	1936/37
	1937/38
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Reich
	
	
	
	
	
	
	

	Haushaltsdefizit
	255,9
	102,9
	659,5
	1919,4
	1686,2
	3040,4
	

	Mefowechsel
	
	
	2140,0
	2720,0
	4450,0
	2690,0
	

	Steuergutscheine
	450,0
	1519,0
	-242,0
	-430,0
	-428,0
	-869,0
	

	Länder
	158,3
	-38,5
	-36,3
	-29,8
	-58,1
	-122,3
	

	Hansestädte
	-1,6
	-26,6
	38,2
	-7,5
	-19,3
	-84,3
	

	Kommunen
	242,8
	145,1
	-128,4
	-244,4
	-501
	-285,8
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Gesamtneuverschuldung
	1105,4
	1701,9
	2431,0
	3927,7
	5129,8
	4369,0
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	in % des Bruttosozialprod.
	1,9
	2,8
	3,6
	5,2
	6,2
	4,7
	

	Quelle:
	
	
	
	
	
	
	

	Harold James, Deutschland in der Weltwirtschaftskrise 1924-1936, Stuttgart 1988, S. 358 mit eigenen Berechnungen
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	

	Tabelle 3
	
	
	

	Staatsverschuldung 1933 bis 1938 jeweils am 31. März in Mill. RM
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	
	1933
	1934
	1935
	1936
	1937
	1938
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Reich
	
	
	
	
	
	
	

	Altverschuldung bis 1924
	4421,5
	4238,5
	3917,4
	3765,6
	3622,1
	3466,6
	

	Neuverschuldung gesamt
	7268,5
	7554,2
	8534,9
	10606,2
	12435,9
	15631,7
	

	Auslandsschulden
	3037,2
	2026,2
	1773,0
	1677,9
	1441,9
	1332,9
	

	Inlandsschulden
	4231,3
	5528,0
	6761,9
	8928,3
	10994,0
	14298,8
	

	Kurzfristige Schulden
	1943,8
	2188,1
	2486,8
	2918,3
	2382,9
	2345,2
	

	Langfristige Schulden
	5324,7
	5366,1
	6048,1
	7687,9
	10053,0
	13286,5
	

	Gesamtverschuldung
	11690,0
	11792,7
	12452,3
	14371,8
	16058,0
	19098,3
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Reich/Länder/Gemeinden
	
	
	
	
	
	
	

	Altverschuldung bis 1924
	5592,3
	5330,5
	4918,9
	4688,1
	4440,5
	4210,8
	

	Neuverschuldung gesamt
	18772,6
	19199,4
	20146,4
	22012,7
	23368,1
	26145,7
	

	Auslandsschulden
	4480,3
	2935,3
	2574,3
	2418,1
	2087,4
	1943,1
	

	Inlandsschulden
	14292,3
	16264,1
	17572,1
	19594,6
	21280,7
	24202,6
	

	Kurzfristige Schulden
	4962,8
	3743,3
	3661,9
	3853,3
	3216,4
	2965,4
	

	Langfristige Schulden
	13809,8
	15456,1
	16484,5
	18159,4
	20151,7
	23180,3
	

	Gesamtverschuldung
	24364,9
	24529,9
	25065,3
	26700,8
	27808,6
	30356,5
	

	Veränderung in % z. Vorj.
	
	0,7
	2,2
	6,5
	4,1
	9,2
	

	in % vom Bruttosozialprod.
	42,7
	40,7
	36,8
	35,6
	33,4
	32,6
	

	Quelle:
	
	
	
	
	
	
	

	Harold James, Deutschland in der Weltwirtschaftskrise 1924-1936, Stuttgart 1988, S. 358 mit eigenen Berechnungen

	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Tabelle 4
	
	
	
	
	
	
	

	Arbeitslosigkeit in Tsd.
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	
	1933
	1934
	1935
	1936
	1937
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	im Februar registriert 
	6.001
	3.373
	2.764
	2.515
	1.611
	
	

	Veränderung in % z.Vorj.
	-2,1
	-43,8
	-18,1
	-9,0
	-35,9
	
	

	Quelle:
	
	
	
	
	
	
	

	Harold James, Deutschland in der Weltwirtschaftskrise 1924-1936, Stuttgart 1988, S. 453-455 mit eigenen Berechnungen

	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Tabelle 5
	
	
	
	
	
	
	

	Rüstungsausgaben des Deutschen Reiches 1933 bis 1938 in Mrd. RM
	
	

	
	
	
	
	
	
	

	
	1933/34
	1934/35
	1935/36
	1936/37
	1936/37
	1938/39

	
	
	
	
	
	
	

	Hjalmar Schacht
	
	2,250
	5,000
	7,000
	9,000
	11,000

	Statistisches Handbuch
	1,900
	1,900
	4,000
	5,800
	8,200
	18,400

	Schwerin von Krosigk
	0,746
	4,197
	5,487
	10,273
	10,961
	17,247

	Eichholtz
	1,500
	2,800
	5,500
	11,000
	14,100
	16,600

	Kuczynski
	3,500
	5,500
	10,500
	13,500
	16,500
	26,000


Quelle:

Harold James, Deutschland in der Weltwirtschaftskrise 1924-1936, Stuttgart 1988, S. 364
b) Deutschland nach dem 2. Weltkrieg

Sowohl die dreißiger Jahre als auch die Nachkriegsgeschichte bieten eine Reihe von Anregungen für eine Neuorientierung unserer Wirtschaftspolitik zu mehr Wirtschaftswachstum. Beim Wiederaufbau nach dem 2. Weltkrieg dürfte die Rolle Fritz Schäffers als Bundesfinanzminister von 1949 bis 1961 in seiner auf Sparsamkeit ausgerichteten Finanzpolitik im Vergleich zu Wirtschaftsminister Ludwig Erhard unterschätzt worden sein. Wenn Erhard sich für eine freie Entwicklung der Wirtschaft eingesetzt hat, so hat Fritz Schäffer zwischen 1952  und 1956 u.a. mit der Hortung von ca. 8 Mrd. DM Guthaben der öffentlichen Hand bei der Bundesbank („Juliusturm“) die Grundlagen für geordnete öffentliche Finanzen und die Stärke der deutschen Währung gelegt; dies bei gleichzeitigem Wiederaufbau der zerstörten Städte, Integration von Millionen Flüchtlingen und Finanzierung des Lastenausgleichs (ca. 66 Mrd. DM bis zum 31.12.1968). 

c) USA Mitte der 90iger Jahre

Außerdem möchte ich daran erinnern, dass die USA Mitte der 90iger Jahre wegen Haushaltsschwierigkeiten unter anderem ihre Bibliotheksangestellten zeitweise entlassen mussten. Nach wenigen Jahren hohen Wirtschaftswachstums wurde dann vom Ende der 90iger Jahre an in den USA sogar ein Haushaltsüberschuss erzielt. Grund hierfür war im Wesentlichen die hohe Binnennachfrage. Die Einzelhandelsumsätze sind von 1995 bis 2001 in den USA um ca. 30 % gestiegen, dagegen in Deutschland unverändert geblieben. Die USA hatten in dieser Zeit im Schnitt ein Wirtschaftswachstum von 3,5 %, bei uns waren es lediglich 1,6 %.

1. Wie erreicht man ein Wirtschaftswachstum von ca. 10 %?

Um die volkswirtschaftlichen Reserven von ca. 500 € in Deutschland und 1.000 Mrd. € für die übrigen Euro-Länder pro Jahr zu mobilisieren, bedarf es einer zusätzlichen, außerhalb des bestehenden Geld- und Wirtschaftskreislaufs herrührenden Nachfragesteigerung, die u.a. durch die Europäische Zentralbank über die nationalen Rentenreservebanken in ihrer Startphase refinanziert wird. Nach dem Konjunkturaufschwung müssen die Euro-Staaten aus den steuerlichen und sozialversicherungspflichtigen Mehreinnahmen und die Minderausgaben für Arbeitslose die weitere Finanzierung ihrer nationalen Rentenreservebanken sicherstellen. Dabei ist es nicht sinnvoll, die gesamten Reserven durch eine einzelne Nachfragesteigerung zu aktivieren. Das würde mit Sicherheit einen inflationären Prozess einleiten, da die nationalen Volkswirtschaften durch die Multiplikatorwirkung, die sich aus einem solchen Nachfrageimpuls ergäbe, überfordert wären. Dieser als Investitionsmultiplikator gekennzeichnete Sachverhalt schafft je nach volkswirtschaftlicher Konsumneigung eine deutlich höhere Nachfragesteigerung. Eine Zusatzinvestition von 100 Mrd. € schafft bei 50 % Konsumneigung eine zusätzliche Nachfragesteigerung von 100 Mrd. €: Die Einkommenskette lautet 100 Mrd. + 50 Mrd. + 25 Mrd. + 12,5 Mrd...= 200 Mrd. €.

Schnellwirkende Nachfragesteigerungen haben anfangs eine deutlich höhere Multiplikatorwirkung als Investitionen, die zunächst aufwändige planungsrechtliche Verfahren erfordern. Da wir als Ziel eine Beschäftigungswirksamkeit anstreben, ist es notwendig, dass die der Finanzierung der Investition vorausgehende realwirtschaftliche Investition beschäftigungswirksam möglichst rasch erfolgt. Dabei sind die öffentlichen Behörden, soweit Genehmigungen erforderlich sind - eventuell durch Neueinstellungen, Mehrschichtbetrieb oder für die kurzfristige Abwicklung auch durch Sonderschichten, die mit den zusätzlich eingestellten Mitarbeitern später verrechnet werden können - in besonderer Weise gefordert. Für langfristige Großprojekte muss der Rechtsrahmen so verändert werden, dass eine zeitlich parallele Abfolge der Planung, Genehmigung und Produktion möglich wird. Dabei kann die verbindliche Genehmigung in einem möglichst frühen Zeitpunkt erfolgen. Für spätere Meinungsverschiedenheiten müssen zeitsparende, außergerichtliche Schlichtungsverfahren vereinbart werden. Für Formaljuristen muss das Betätigungsfeld eingeschränkt werden. 

Damit die erhöhte Nachfrage keine Preis treibende Auswirkung hat, soll bei den Rentenreservebank-Projekten ein besonderes Augenmerk auf die Preisentwicklung gerichtet werden. Um die Angebotsseite bei der Abwicklung dieser Projekte zu stärken, sollen im Rahmen dieses Konjunkturprogramms auch Unternehmensgründungen gefördert werden.      
a) Funktion der Rentenrücklage

Die ”Rentenrücklage” macht die zukünftigen Renten sicherer. Unsere heutige Rentenversicherung hat als Grundlage den sogenannten ”Generationenvertrag”, der besagt, dass die arbeitende Bevölkerung mit ihren laufenden Rentenbeiträgen (finanziert jeweils mit 50 % durch Arbeitnehmer und Arbeitgeber) die Zahlungen an die heute lebenden Rentner sichert. In Zukunft werden weniger Beschäftigte mehr Rentner versorgen müssen: 1993 versorgten 100 Beitragszahler 35 Rentner, 2030 werden es bereits ca. 61 Rentner sein. Durch die Bildung einer ”Rentenrücklage” wird ein Teil der zukünftigen Renten nicht nur durch den ”Generationenvertrag” sondern zusätzlich - wie in der privaten Versicherungswirtschaft üblich - durch einen Kapitalstock abgesichert. Dabei sind folgende volkswirtschaftliche Effekte von Bedeutung:

· Für die ”Rentenrücklage” können bei langfristigen Investitionen auch entsprechend langfristige Kredite durch die Rentenreservebank gewährt werden. Eine Laufzeit von 30 Jahren ist dabei möglich. Die Rückzahlung dieser Kredite wird der Altersversorgung zugeführt.
· Die ”Rentenrücklage” wird durch das hohe Wirtschaftswachstum die Arbeitslosigkeit reduzieren und damit können die Sozialversicherungsbeiträge stabilisiert werden.
· Die ”Rentenrücklage” wird durch eine Verbesserung der Infrastruktur die Produktivität unserer Volkswirtschaft steigern. Dadurch wird die internationale Wettbewerbsfähigkeit nachhaltig gestärkt.
· Das Wirtschaftswachstum, das von der ”Rentenrücklage” ausgeht, wird bei höherem Steueraufkommen die Finanzierung der Renten durch staatliche Zuschüsse für versicherungsfremde Leistungen erleichtern.
b) Finanzierung der Rentenrücklage durch die EZB

Die Europäische Zentralbank kann die Rentenrücklage zum Teil finanzieren, wenn sich die Maßnahmen eines solchen Wirtschaftsprogramms nicht Preis steigernd auswirken. Eine Inflation  kann viele Ursachen haben. Hier sollen nur die beiden wichtigsten Ursachen erklärt werden:

· Eine Inflation, die durch Kostensteigerungen verursacht wird, ist häufig bei den Tarifauseinandersetzungen zwischen Unternehmen und Gewerkschaften ein Grund für hartnäckige Meinungsverschiedenheiten. Ohne Zweifel haben die Lohnkosten einen wesentlichen Einfluss auf die Preisgestaltung. Dabei spielen neben den Stundenlöhnen auch Veränderungen bei den Lohnnebenkosten (Sozialversicherung, Wochenarbeitszeit, Urlaubs- und Krankheitstage) eine Rolle. Bei ca. 4,4 Millionen Arbeitslosen sowie einer verdeckten Arbeitslosigkeit durch ABM, Umschulung, Unterbeschäftigung in Betrieben etc. besteht auch bei den Gewerkschaften die Einsicht, dass bei einem solchen ”Überangebot” von Arbeitskräften die Löhne nicht beliebig erhöht werden können. Ein gewisser Konsens bei Politikern, Unternehmern und Gewerkschaften geht etwa in die Richtung, dass es gesamtwirtschaftlich schädlich wäre, wenn in den nächsten Jahren die Reallöhne steigen würden. Die Forderung einiger Unternehmer, die Reallöhne massiv zu senken, dürfte der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung jedoch auch nicht förderlich sein, weil damit die Konsumgüternachfrage zurückgehen und die Talfahrt der Konjunktur weiter verstärkt würde.
· Eine Inflation kann auch durch eine erhöhte Nachfrage ausgelöst werden. Unternehmen nutzen oft ungerechtfertigt die steigende Nachfrage, um Preise zu erhöhen, obwohl die bessere Auslastung eines Unternehmens zu einer Verbesserung der Kostenstruktur führt, weil die fixen Kosten pro Produkteinheit sinken. Bei einer übermäßigen Nachfragesteigerung können dagegen Kostensteigerungen z.B. nach personellen Engpässen entstehen.
Es gibt fünf Preis stabilisierende Faktoren, die auch eine konservative EZB veranlassen sollte, ein solches beschäftigungswirksames Konjunkturprogramm zu refinanzieren:

· Die Gesamtwirtschaft wird auch in den Jahren ohne Reallohnsteigerung eine Produktivitätssteigerung haben.
· Die Produktionskapazitäten der meisten Unternehmen sind mit dem vorhandenen Personalbestand nicht ausgelastet.
· Die Produktionskapazitäten würden weiter steigen, wenn die Unternehmer genügend Aufträge erhalten, um neue Arbeitskräfte einzustellen. Arbeitsplätze müssen häufig gar nicht geschaffen werden, sie sind schon vorhanden, können aber wegen der zu geringen Güternachfrage nicht besetzt werden. Im übrigen können durch eine bessere Organisation der Arbeitszeit die Maschinenlaufzeiten erhöht und damit optimaler ausgelastet werden.
· Durch zusätzliche Investitionen, die für die Kapazitätserweiterungen notwendig sind, können weitere Arbeitsplätze geschaffen werden.
· Auch wenn die Projekte zunächst nicht dem Konsumgüterbereich zugerechnet werden können, wird über die Multiplikatorwirkung sehr schnell die Konsumgüternachfrage ansteigen und so die Konsumgüterindustrie, der Handel und der Dienstleistungsbereich expandieren. 
Das Konjunkturprogramm kann - ohne inflationär zu wirken - in seiner Nachfragesteigerung so hoch sein, dass es den obigen angebotswirksamen Faktoren entspricht.

Für die meisten Ökonomen dürfte die Inflationsgefahr das Hauptargument gegen solche Wirtschaftsprojekte sein. Die Gruppeninteressen der Gewerkschaften und natürlich auch der Unternehmer müssen durch geeignete Maßnahmen eingebunden werden. Wenn die Gewerkschaften für die Dauer dieser Konjunkturprogramme bereit wären, auf Lohnerhöhungen zu verzichten und sich auf einen nachträglichen Preissteigerungsausgleich beschränken würden, könnte auf eine von vielen Ökonomen geforderte Steuersenkung verzichtet werden. Die Senkung der direkten Steuern ist für einen nachhaltigen Aufschwung keineswegs notwendig. Hohe direkte Steuern verbunden mit Abschreibungserleichterungen für Unternehmen und Förderung von Wohnungseigentum, Haus- und Wohnungssanierung sprechen eher für den Erfolg eines solchen Wachstumskonzepts. Damit können zusätzliche Steuerausfälle vermieden werden. 

3. Lohnerhöhung im Rahmen der vorangegangenen Produktivitätssteigerung als Grundlage für hohes zukünftiges Wachstum

Viele Ökonomen vertreten die Meinung, dass ein Verzicht auf Reallohnerhöhung neue Arbeitsplätze schaffen könnte. In den vergangenen sieben Jahren konnten wir feststellen, dass der Verzicht auf Reallohnerhöhung die Preisstabilität gefördert, jedoch keine neuen Arbeitsplätze geschaffen hat. Im Gegenteil wurde durch die Steigerung der Produktivität, die über dem Realwachstum unserer Wirtschaft lag,  das Gütervolumen wegen zu geringer Nachfrage von weniger Beschäftigten hergestellt. 

Mit dem Hinweis auf die Globalisierung der Märkte werden deutsche Löhne oft mit Löhnen anderer Industrie- oder sogar Entwicklungsländer verglichen. Es ist deshalb verständlich, dass Unternehmer versuchen, wenn die hohen Lohnkosten schon nicht gesenkt werden können, diese auf dem jetzigen Niveau zu halten. Die Erhöhung der Wechselkurse in den Jahren 1996 und 1997 (z.B. beim US-$ auf ca. DM 1,80) hat unsere internationale Wettbewerbsfähigkeit weit schneller gefördert, als dies durch eine Lohnsenkung möglich gewesen wäre. Die umgekehrte Entwicklung mit der Senkung des US-$ Wertes um ca. 30 % konnten wir von 2002 bis 2004 beobachten. 
Als ein wesentlicher Grund für die hohen Investitionen deutscher Unternehmen im Ausland und die geringen Investitionen ausländischer Unternehmen in Deutschland werden oft unsere hohen Lohnkosten genannt. Hohe Löhne können sicherlich die internationale Wettbewerbsfähigkeit beeinträchtigen. Niedrige Löhne allein sind aber noch keine hinreichende Gewähr für eine erfolgreiche Investition im Ausland. Oft werden die Verluste deutscher Unternehmen bei den ausländischen Töchtern mit den Gewinnen der inländischen Unternehmensteile abgedeckt (vgl. VW/Daimler-Benz/BMW etc.). Soweit Auslandsinvestitionen einen neuen Markt erschließen, ist das für die Sicherung deutscher Arbeitsplätze sinnvoll. Trotz niedrigerer Löhne in Frankreich, Großbritannien und den USA hatte Deutschland bei diesen Ländern einen Exportüberschuss. Selbst nach Japan lieferten wir 1996 für ca. 1 Mrd. DM mehr Autos, als wir von dort importierten.

2008 waren wir noch Exportweltmeister mit 994 Mrd. € und damit international wettbewerbsfähig. Deutschland exportierte mit seinen ca. 83 Mio. Einwohnern mehr Güter als Amerika mit 294 Millionen, Japan mit 127 Millionen oder China mit 1,3 Mrd. Einwohnern.

Wir leben nicht über unsere Verhältnisse, da wir 2008 mit 176 Mrd. € einen Überschuss im Außenhandel hatten. Die USA hatten dagegen 2008 ein Leistungsbilanzdefizit von ca. 455 Mrd. US-$. Im Gegensatz zu den USA konnten wir unsere Importe mit unseren Exporten bezahlen.
Ziel dieses Wirtschaftskonzepts ist die Überwindung der Arbeitslosigkeit und die Vermeidung eines zu geringen Wachstums 2010 durch Mobilisierung der volkswirtschaftlichen Reserven für umfangreiche Investitionen in den Bereichen Umwelt, Bildung und Infrastruktur (UBI 2010-Invetitionen ca. 200 Mrd. € für 4 Jahre).
Eine nationale RentenReserveBank (RRB) in Deutschland als Nachfolgeinstitut der KFW wird mit einem durch die EZB bereit gestellten zinslosen zusätzlichen Finanzrahmen bis 50 Mrd. € für Deutschland und 100 Mrd. € für das übrige EURO-Europa ausgestattet. Dies ist nach § 105 EGV aber nur dann möglich, wenn das oberste Ziel der EZB nämlich die Preisstabilität in Europa dadurch nicht gefährdet wird. Dann kann die EZB die allgemeine Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten unterstützen.Gleichzeitig soll eine realwirtschaftliche Rentenrücklage (Kapitalstock) zur Sicherung der zukünftigen Renten gebildet werden. Bevor es aber zu einer solchen Unterstützung durch die EZB kommen kann, muss die Preisstabilität mit einer konzertierten Stabilitätspolitik durch folgende Maßnahmen gesichert werden:
Um die Preisstabilität in jedem Fall zu erhalten, muss durch eine konzertierte Stabilitätspolitik die Voraussetzung geschaffen werden, dass nach § 105 EGV die Europäische Zentralbank ohne Gefährdung der Preisstabilität die allgemeine Wirtschaftspolitik eines Mitgliedstaates durch Refinanzierung der UBI 2010-Investitionen bei der  jeweiligen RentenReserveBank unterstützen kann. Die Arbeitnehmer sollten deshalb auf eine Reallohnsteigerung verzichten. Die Renten würden nach der aktuellen Formel angepasst. Zusätzlich könnten die Arbeitnehmer durch die UBI 2010-Investitionen einen realwirtschaftlichen Kapitalstock für die Rentenversicherung bilden und damit ihre zukünftigen Renten absichern. Die Arbeitgeber und die Selbständigen sollten bereit sein, die Verbraucherpreise stabil zu halten. Bund, Länder und Gemeinden können ebenso bei ihren Gebühren und Beiträgen zur Stabilisierung der Preise beitragen. Bei den Preissteigerungen sollten die Terms of Trade Veränderungen (z.B. durch Rohölpreisänderung) herausgerechnet werden, um lediglich die inländische Preissteigerung zu erfassen. 

4. Steuern

Die aktuelle Diskussion über eine weitere Steuerreform schafft eher mehr Probleme. Die Große Koalition und die neue CDU/CSU-FDP-Regierung haben sich bisher unfähig gezeigt, eine grundlegende Steuerreform einzuleiten. Grundsätzlich sollten Zahlungseinnahmen und Zahlungsausgaben Grundlage für die steuerlichen Gewinn- und Überschusseinkünfte sein. Alle Unternehmen sollten eine der Einnahmeüberschussrechnung vergleichbare Rechnungslegung praktizieren. Nicht realisierte Gewinne sollten bei der Rechnungslegung unberücksichtigt bleiben, dagegen nicht realisierte Verluste bei Unternehmen ausgewiesen werden. Ausgehend vom heute schon möglichen Gewinn- und Verlustvortrag könnte für die Zukunft eine bis zu 5-jährige Durchschnittsbesteuerung ermöglicht werden. Damit erübrigen sich zweifelhafte Rückstellungen oder manipulationsträchtige Bewertungswahlrechte. Die Dauer der Durchschnittsbesteuerung könnte z. B. bei Versorgungsunternehmen zur Finanzierung der Abrisskosten von veralteten Atomkraftwerken verlängert werden. Für diese Zwecke - wie früher üblich - steuerfreie Rückstellungen über Jahrzehnte zuzulassen, ist eine nicht vertretbare steuerliche Begünstigung solcher Unternehmen. Außerdem sollte es für den gut und sehr gut verdienenden Privatmann unmöglich werden, durch unversteuerte Einkünfte sein Vermögen an der Steuer vorbei zu vermehren. Jedoch können durch eine solche oder eine andere Steuerreform kurzfristig nur wenige neue Arbeitsplätze geschaffen werden.

5. Projekte für die Rentenrücklage

Für die Startphase ist von entscheidender Bedeutung, dass nicht gekleckert sondern geklotzt wird. Dabei müssen wir bedenken, dass eine Beschäftigungswirkung vertan wird, wenn das Wirtschaftswachstum zu gering ausfällt. Daimler-Benz hatte z.B. 1997 eine Produktivitätssteigerung von 7 %; aber erst eine Umsatzsteigerung von 20 % führte bei diesem Unternehmen zu nennenswerten Neueinstellungen. Unsere Wirtschaft hat also aufgrund der Wachstumsschwächen der vergangenen 30 Jahre erhebliche Produktivitätsreserven, die in einem solchen Wirtschaftsprogramm unbedingt berücksichtigt werden müssen. 200 Mrd. € (zehn Konjunkturprojekte à 20 Mrd. €) sollen für Umwelt, Bildung und Infrastruktur in ca. 4 Jahren ausgegeben werden. Deshalb nenne ich dieses Gesamt-Programm UBI 2010 (200 Mrd. € für 4 Jahre). Die heutige Massenarbeitslosigkeit wird weder durch Agenda 2010 noch durch die Hartz-Reformen wirksam bekämpft, wenn nicht gleichzeitig durch massive Nachfragesteigerung ein hohes Wirtschaftswachstum und damit Arbeitsplätze geschaffen werden. Dabei ist zu bedenken, dass die Unternehmen ohne Neueinstellungen bereits heute durch die vorhandenen Produktionsreserven  ein beachtliches Wachstum realisieren können. Aber erst ein anhaltend hohes Wirtschaftswachstum über mehrere Jahre hinweg wird Neueinstellungen bewirken.
Aus betriebswirtschaftlicher Sicht erwirtschaften die geplanten UBI 2010-Investitionen für Umwelt, Bildung und Infrastruktur keine kurzfristige betriebswirtschaftliche Rendite. Eine Kreditfinanzierung über den privaten Kapitalmarkt würde deshalb solche Investitionen verhindern. Aus volkswirtschaftlicher Sicht haben solche Investitionen jedoch langfristig eine hohe Produktivität. Der antizyklische Effekt hinsichtlich Beschäftigung und Rentensicherheit ergibt sich aus dem Rückfluss der zinsgünstigen Kredite für den Wärmeschutz an Gebäuden, den Nutzungsgebühren aus den sanierten Abwassernetzen, der höheren gesamtwirtschaftlichen Produktivität durch die Infrastrukturinvestitionen, der Förderung von Wissenschaft, Bildung, innovativer Produkte und Unternehmen.

Welche zusätzlichen Investitionen könnten in Deutschland für einen nachhaltigen Aufschwung der Wirtschaft in den nächsten 4 Jahren sorgen? Für die Zeit von 2010 bis 2013 werden die nachfolgenden 10 Projektpakete mit jeweils ca. 20 Mrd. € Investitionsvolumen in Deutschland vorgeschlagen:

1.
Isolierung von Altbauten zur CO2-Reduzierung



20 Mrd. €
2. Neubau, Ausbau und Sanierung von Straßen, Brücken, Deichen,


Wasserstraßen, See- und Binnenhäfen, Eisenbahnen .......................
20 Mrd. €

3. Neubau, Ausbau und Sanierung von Flughäfen (z.B. Berlin) ......
20 Mrd. €

4. Neubau, Ausbau und Sanierung des Abwassernetzes, Anlagen zur



Abfallbeseitigung oder Recycling, Umwelt- und Naturschutz(Luft,


Boden und Wasser), Lärmreduktion





20 Mrd. €

5. Neubau, Ausbau und Sanierung von Kindergärten, Schulen,




Universitäten, Krankenhäusern, Sport- und Freizeitanlagen 

20 Mrd. € 

6. Entwicklung und Bau von sicherheitstechnisch weiterentwickelten
          Kernkraftwerken, Umwandlung langlebiger Spaltprodukte zur 
                        Energiegewinnung







20 Mrd. € 
7. Grundlagenforschung im Bereich der Materialforschung




(z.B. Nanotechnik), Einführung einer dualen Ausbildung der Studenten 

mit ca. 40 % Theorie- und ca. 60 % Forschungs-/Praxisanteil an den 


Universitäten, anderen Forschungseinrichtungen und geeigneten 


öffentlichen und privaten Einrichtungen und Unternehmen, Investitionen 

in die Weltraumforschung und allgemeine Bildungsinvestitionen 
 20 Mrd. €

8. Förderung der Eltern bei der Kindererziehung, Verbesserung z.B. der 


 Sprache bei Kleinkindern, Abbau des Erzieher- und Lehrermangels
 .20 Mrd. €

9.  Entwicklungshilfe u.a. für Bildung und zur eigenen Rohstoffsicherung20 Mrd. 
10.Bau einer Magnetschnellbahn von Bonn nach Berlin 




für Personen- und Güterverkehr 





 20 Mrd. €











      Summe: 200 Mrd. €













           =======

Entsprechend könnten für die übrigen Länder im Euro-Raum geeignete Projekte mit einem Gesamtvolumen von bis zu 400 Mrd. € ausgewählt werden. 

III ABWICKLUNG SOLCHER WIRTSCHAFTSPROJEKTE

1. Stellung der EZB bei der Finanzierung 

Die Europäische Zentralbank orientiert sich in ihrer Geldpolitik u.a. an den Produktionskapazitäten. Eine Erhöhung der Geldmenge wird dabei im wesentlichem von ihrer Inflationswirkung bestimmt. Diese Politik soll die EZB auch weiterhin verfolgen. Der Unterschied besteht lediglich darin, dass die Geldmengenausweitung zu einem wesentlichen Teil direkt für die Startfinanzierung der nationalen Rentenreservebanken verwendet wird, um damit ein hohes inflationsfreies Wirtschaftswachstum zu ermöglichen. Das notwendige Startkapital für die nationalen Rentenreservebanken sollte mit einer Refinanzierungslinie von bis zu 50 Mrd. € für Deutschland und bis zu 100 Mrd. € für die übrigen Euro-Länder durch die EZB zinslos zur Verfügung gestellt werden. Wenn eine europäische Lösung einer Refinanzierung durch die EZB nicht möglich sein sollte, müssten andere Finanzierungsformen auf nationaler Ebene gefunden werden. 75 % der Steuermehreinnahmen von Bund, Ländern und Gemeinden sollten dem Eigenkapital der Rentenreservebank zugeführt werden, um die weitere Finanzierung der zukünftigen Wachstumsprojekte zu finanzieren. Die zinslose Refinanzierungslinie von 50 Mrd. € für Deutschland bzw. 100 Mrd. € für die übrigen Euro-Länder ist hinsichtlich des geplanten Investitions- und Wachstumsvolumens von bis zu ca. 1000 Mrd. € für Deutschland bzw. bis zu ca. 2000 Mrd. € für die übrigen Euro-Länder, das in 4 Jahren durch dieses Wirtschaftsprogramm initiiert werden soll, sehr gering.

Es muss hier der mögliche Eindruck korrigiert werden, dass allein mit einer Anfangsinvestition von 50 Mrd. € bzw. 100 Mrd. € innerhalb von 4 Jahren ein zusätzliches Investitions- und Wachstumsvolumen von ca. 1000 Mrd. € für Deutschland bzw. 2000 Mrd. € für die übrigen Euro-Länder induziert werden könnte. Es handelt sich bei den 50 Mrd. € bzw. 100 Mrd. € um ein sehr kurzfristiges Instrument der Zwischenfinanzierung (in der Regel drei bis 6 Monate). Bund, Länder und Gemeinden in Deutschland und die entsprechenden Gebietskörperschaften der übrigen Euro-Länder müssen die endgültige Finanzierung mit 75 % des erhöhten Steuer- und Sozialversicherungsaufkommens sowie der Minderausgaben für die Arbeitslosen und Transferempfänger finanzieren. Dieses Refinanzierungsvolumen von 50 Mrd. € bzw. 100 Mrd. € ist nicht mit einer Erhöhung der Staatsverschuldung gleichzusetzen. Diese Finanzierung ist also keine Deficitspending-Politik, die durch Aufnahme langfristiger Kredite Investitionen finanziert, weil die Finanzierung kurzfristiger Natur ist, die mit einer besseren Ausnutzung der gesamtwirtschaftlichen Produktionskapazitäten und sparsamen Konsumausgaben des Staates einhergeht. 

Die mit einer höheren Staatsverschuldung verbundenen Probleme sind hinreichend bekannt und dürften auch im Rahmen der Verschuldungskriterien als Instrument der Konjunkturpolitik ausfallen.

2. RentenReserveBank (RRB)

Die RentenReserveBank könnte in Deutschland als Nachfolgeinstitut der KfW Mittelstandsbank, die als Fusion aus der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) und der Deutsche Ausgleichsbank (DtA) entstanden ist, deren bisherige Aufgaben fortführen. Die Produktpalette der KfW Mittelstandsbank umfasst z.Z. die Finanzierung in den Bereichen Mittelstand/Gründer/Startups, Wohnungswirtschaft, Umwelt- und Klimaschutz, Bildung sowie Infrastruktur und Soziales. Durch eine unverzügliche Dezentralisierung auf Landes- und Kreisebene könnte die Voraussetzung für eine rasche Umsetzung dieser Wirtschaftsprojekte geschaffen werden. Vorhandene Entwicklungsbanken und Wirtschaftsförderungsgesellschaften der einzelnen Länder und Städte könnten personell reduziert und für den Aufbau einer leistungsfähigen Verwaltung der RRB herangezogen werden. Auch aus der Kreditwirtschaft dürfte hoch qualifiziertes Personal ausreichend bereitgestellt werden können, um eine rasche Abwicklung der Programme zu gewährleisten. Die Hausbanken werden ähnlich wie bisher bei der KfW in die Abwicklung der Projekte einbezogen.

Die Organisation der deutschen RRB könnte sich an der alten Organisationsstruktur der Bundesbank orientieren. Einem geschäftsführenden RRB-Direktorium (8 Personen) könnte ein Entscheidungsgremium RRB-Rat (26 Personen) zur Seite gestellt werden. Durch das RRB-Direktorium könnten zeitlich befristete und unbefristete Fachausschüsse zur Erarbeitung und Bewertung von Einzelprojekten berufen werden.

Die Aufgabenverteilung im RRB-Direktorium könnte wie folgt geregelt werden:
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Im Entscheidungsgremium RRB-Rat sollten unabhängige, sachkundige und vollzeitbeschäftigte Mitglieder verschiedener Organisationen vertreten sein:

Das RRB-Direktorium informiert die übrigen Vertreter im RRB-Rat und bereitet die Beschlüsse des RRB-Rates vor. Die Finanzierung der Projekte wird unabhängig von der EZB durchgeführt. Bei inflationären Tendenzen kann die Kreditlinie in den einzelnen Euro-Ländern durch die EZB gekürzt werden. Die EZB achtet im Übrigen bei ihrer Geldpolitik allein auf die Preisstabilität. Wenn die Tarifpartner sich auf Sicherung der Reallöhne einigen,, Unternehmen und Staat für stabile Preise und Gebühren sorgen, dürften die Voraussetzungen erfüllt sein, um ein hohes Wirtschaftswachstum bei gleichzeitig niedrigen Zinsen und wachsender Beschäftigung zu erreichen. Die EZB sollte auch in Zukunft politisch unabhängig bleiben, aber im Rahmen ihrer Stabilitätspolitik die Wirtschaftspolitik der einzelnen Regierungen in der EU und insbesondere die Beschäftigungspolitik unterstützen.
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3. Finanzierungsverfahren

Die vorgeschlagenen Projekte für das Zukunftsprogramm „Rentenreservebank“ unterscheiden sich hinsichtlich Ausgangslage, Zielsetzung und Realisierung. Die zeitlichen Abläufe von der Planung bis zur Realisierung dürften je nach Vorhaben z.B. bei der Isolierung  von Altbauten in Monaten, bei der Schaffung einer Magnetbahntrasse in Jahren und bei der Realisierung eines Magnetbahnnetzes einschließlich einer Nahverkehrseinbindung in Jahrzehnten gemessen werden. Auch hinsichtlich der späteren Eigentumsverhältnisse der geschaffenen Güter und der jeweiligen Nutznießer der Programme sollte das Finanzierungsinstrument flexibel angepasst werden können.

Bei der Abwicklung der Programme sollte die Bürokratie möglichst gering gehalten und vorhandene private und öffentliche Verwaltungsstrukturen genutzt werden. 

Anforderungen an die geplanten UBI 2010-Investitionen
· sofort eine hohe Beschäftigungswirkung haben,

· mit ihrer Produktivitätssteigerung dagegen erst in einer Zeit abnehmender Arbeitskräfte wirksam werden,

· heute keinen oder nur einen unzureichenden privaten Markt bedienen,

· heute und/oder in Zukunft einen betriebs- und volkswirtschaftlichen Ertrag haben
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Die Refinanzierung bis 50 Mrd. € für Deutschland bzw. 100 Mrd. € für die übrigen Euro-Länder erfolgt zinslos durch die Deutsche Bundesbank bzw. die Europäische Zentralbank. Es handelt sich dabei nur um eine kurzfristige Zwischenfinanzierung. 
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Durch den RRB-Rat wird ein Projekt genehmigt und zusammen mit einem Finanzierungsplan an das Direktorium weitergeleitet. Der Finanzierungsplan sieht eine Flexibilität in der zeitlichen Abwicklung vor, so dass für das gesamte Konjunkturprogramm unter Berücksichtigung der nationalen und internationalen Wirtschaftslage insbesondere hinsichtlich der Preisentwicklung und des Verhaltens der beteiligten Arbeitgeber, Arbeitnehmer, Banken und des Staates (Beachtung der „Spielregeln“) eine makroökonomische Steuerbarkeit erhalten bleibt. Auf Interessenkollision ist dabei zu achten. Gleichzeitig sollten im Finanzierungssystem automatische Kontrollen z.B. durch Bauabnahmescheine bzw. fachkompetente Bestätigungen von unabhängigen Prüfingenieuren oder Forschern vorgesehen werden. Für diese Kontrollen könnte ½ % der Investitionssumme und für die laufende Betreuung durch die beteiligte Bank evtl. ½ % Zinsen p.a. berechnet werden Die Bürokratie sollte effektiv und EDV-gestützt nach einem einheitlichen Grundschema abgewickelt werden. 

Die RentenReserveBank (RRB) erlangt 

· langfristige Forderungsrechte z.B. gegenüber Hauseigentümern bei der Finanzierung der Energiesparkredite für Altbauten (Laufzeit 30 Jahre), die mit der Grundsteuer zurückgeführt werden können und

· Eigentumsrechte bei Beteiligungen an Unternehmen, die eine Verbesserung der Infrastruktur bewirken (z.B. Magnetbahn) oder bei Neugründung von Unternehmen innovativer Produkte. 

Außerdem kann die RRB bis zu 60 % Zuschüsse für private und bis zu 100 % für öffentliche Infrastrukturinvestitionen gewähren. Im Einzelfall kann auch eine Zinsfreiheit während einer langen Bauzeit gewährt werden. Ähnliche Zuschüsse und Zinshilfen können für innovative Unternehmensgründungen, Grundlagenforschung oder Auslandsstipendien vorgesehen werden.

Es ergibt sich damit ein Schuldverhältnis zwischen RRB und Investor oder ein Eigentums- bzw. Beteiligungsverhältnis der RRB beim privaten oder öffentlichen Investor. Es können aber auch andere Finanzierungsformen für die einzelnen Projekte vereinbart werden.

Nach den Vorstellungen der Deutsche MagnetBahn Initiative AG könnten die 20 Mrd. € für den Bau der Magnetschnellbahn Bonn Berlin als ein weiteres Beispiel individueller Finanzierung nach folgendem Muster abgewickelt werden: Ein gemeinsamer Finanzierungs- und Bauvertrag zwischen Baukonsortium (Thyssen-Krupp, Siemens, Bauunternehmen usw.) der RenteReserveBank  und Deutsche MagnetBahn Initiative AG als Auftraggeber und späterem Betreiber der Magnetschnellbahn und dem Staat (Bund und die angeschlossenen Bundesländern) ist die Grundlage für die Planung, Genehmigung und Finanzierung sowie den Bau und Betrieb der Magnetschnellbahn. 
Vergleicht man diese Finanzierung mit der ICE-Finanzierung der Strecke Frankfurt-Köln, so ergeben sich für den Staat folgende Vorteile:

1. Bund, Länder und Gemeinden brauchen keine eigenen Kredite aufzunehmen und keine finanziellen Vorleistungen während der Investitionsphase zu erbringen. 

2. Das eingetretene Wirtschaftswachstum sorgt für steigende Steuer- und Sozialversicherungsmehreinnahmen. Die Steuern von Bund, Länder und Gemeinden können ab 2010 steigen.

3. Durch die höhere Beschäftigung steigen auch die Einnahmen der Sozialversicherungen, und die Zahlungen an die Arbeitslosen und Sozialhilfeempfänger können reduziert werden.

4. Der Handlungsspielraum von Bund, Länder und Gemeinden wird so größer.   

Nach Fertigstellung des Projektes wird die Deutsche MagnetBahn Initiative AG in eine Stiftung zur Förderung von mehr Beschäftigung und Rentensicherheit umgewandelt. 

Die Europäische Zentralbank erhält mit diesem Instrumentarium die Möglichkeit, Preisstabilität in den einzelnen Euro-Ländern durch Erhöhung der Refinanzierung zu „belohnen“ oder inflationäre Tendenzen durch Reduzierung der Refinanzierung zu „bestrafen“. Damit werden nicht nur die Stabilitätsanstrengungen der einzelnen Länder gefördert sondern auch ein wesentlicher Beitrag zur Beschäftigung in Europa geleistet. Sowohl die Tarifparteien als auch die öffentliche Hand in den jeweiligen Mitgliedsstaaten werden durch ein vergleichbares nationales Konzept preisstabilisierend diszipliniert. Nur unter der Voraussetzung stabiler Preise werden alle Beteiligten (Arbeitnehmer, Arbeitgeber, Rentner und Staat) durch ein hohes Wirtschaftswachstum auf nationaler Ebene die Vorteile eines solchen Konjunkturprogramms erlangen können. 

IV DIE WIRKUNG DES EURO

Der Euro wurde in Deutschland gegen den Willen von über 70 % der Bürger eingeführt. (noch 2005 lehnt die Mehrheit den Euro im Vergleich zur D-Mark ab). Seine dauerhafte Akzeptanz wird wesentlich von einer positiven wirtschaftlichen Entwicklung hier und in den übrigen Euro-Ländern abhängen.

Mehr noch als eine gemeinsame Währung benötigt Europa heute ein überzeugendes Konzept, das die verheerende Arbeitslosigkeit nachhaltig bekämpft. Wirtschaftsprogramme für mehr Wirtschaftswachstum, ohne die Staatsverschuldung zu erhöhen, sind daher unabdingbar. Eine durchgreifende technische und organisatorische Modernisierung der europäischen Wirtschaft und der staatlichen Bürokratie kann darüber hinaus ein weiteres Problem, nämlich die Reduzierung der Beschäftigten in den nächsten Jahrzehnten, durch eine dann höhere gesamtwirtschaftliche Produktivität erheblich entschärfen.

Mit der Einführung des Euro ist der Wettbewerb in Europa deutlich härter geworden. Auf dem Hintergrund einer stärkeren Globalisierung der Märkte ist der deutsche Arbeitnehmer nach Einführung des Euro weder beschäftigungsmäßig noch hinsichtlich seiner weiteren Einkommensentwicklung bessergestellt. Obwohl wir heute in Ostdeutschland nur 74 % der westdeutschen Lohnkosten haben, und der Arbeiter sogar ca. 100 Stunden im Jahr länger arbeitet, hat dies dort trotzdem eine steigende Arbeitslosigkeit nicht verhindert. In Europa wird mit zunehmender wirtschaftlicher Integration die unterschiedliche Entwicklung der Leistungsfähigkeit in den verschiedenen Regionen eine wesentliche Rolle spielen. Vor Einführung des Euro hatte die deutsche Wirtschaft für ihre höhere Produktivität das Ventil steigender Wechselkurse der DM gegenüber den meisten europäischen Währungen.

In Deutschland hat sich nach Einführung der Agenda 2010 und der Bildung der Großen Koalition die Beschäftigung deutlich verbessert. Leider ist der Niedriglohnsektor in den letzten Jahren erheblich ausgeweitet worden. Nach der Finanzkrise in den USA und ihrer Auswirkung auf die Banken in Europa und im Euro-Raum muss es uns gelingen, durch ein hohes Wirtschaftswachstum einer drohenden Rezession für 2010 entgegenzuwirken. Langfristig könnte durch unterlassen eines Konjunkturprogramms die allgemeinen wirtschaftliche Schwierigkeiten bis hin zu politischen Unruhen zunehmen. In Deutschland und in den übrigen Staaten der Euro-Zone sollte deshalb ein Wirtschaftswachstumskonzept umgesetzt werden. Auf diesem Hintergrund ist zu bedenken, dass die Europäische Zentralbank auch dezentral wirkende geldpolitische Instrumente einsetzen sollte, um regionale Unvernunft mit einem lokal wirkenden Mittel zu bekämpfen, um im Übrigen aber preisstabiles Wirtschaftswachstum in den einzelnen Mitgliedsstaaten durch geldpolitische Maßnahmen zu unterstützen. 

V Reform der Kreditinstitute nach der Finanzkrise
Wir wissen heute nicht wie sich die Finanzkrise weiter entwickeln wird. Es besteht aber breiter Konsens darüber, dass die Finanzwirtschaft reformiert werden muss. Die Finanzwirtschat stellt Geld als Schmiermittel für die Realwirtschaft zur Verfügung. Das Finanzsystem soll die Realwirtschaft unterstützen, und nicht belasten oder gar gefährden. Für den EURO-Raum sollten möglichst einheitliche Strukturen für alle Kreditinstitute eingeführt werden. Wenn wir davon ausgehen, dass unser Geld ein öffentliches Gut ist, sollten wir auch für den gesamten EURO-Raum die erlaubten Bankgeschäfte und die Konditionen bei den wichtigsten Geschäften einheitlich festlegen. Die vielen innovativen Finanzprodukte sollten auf wenige notwendige Produkte zurückgeführt werden. Die Kreditunternehmen sollten sich auf die Kerngeschäfte also das Passivgeschäft (Spareinlagen, mit verschiedenen Kündigungsfristen, Tages- und Festgelder und sonstige kreditorisch geführte Kundenkonten - Kundenguthaben) und das Aktivgeschäft (kurz, mittel und langfristigen Debitoren) konzentrieren. 
Die Finanzwirtschaft hat die Aufgabe Geld treuhänderisch - evtl. gegen Zahlung von Zinsen - zu verwalten und aus diesen Mitteln mit angemessenen Sicherheiten Kredite an die Wirtschaft und an Private zu gewähren. Außerdem ist der nationale und internationale Zahlungsverkehr abzuwickeln. 
Da nur ein Staat oder eine Staatengemeinschaft für die eigene Währung dauerhaft Vertrauen schaffen kann, sollten die Geschäfte der Banken überschaubar und damit auch kontrollierbar sein. Wir brauchen nicht mehr staatliche Kontrollen, sondern einfach strukturierte und damit auch einfach kontrollierbare Finanzgeschäfte. Auch die internationalen Finanzmärkte sollten entsprechend strukturiert und durch den IWF kontrollierbar werden. Die Finanz- und Steueroasen ohne IWF-Kontrollen sollten von den übrigen Finanzströmen abgeschnitten werden.
VI ZUSAMMENFASSUNG

In dem Lösungsheft zum Lehrbuch Allgemeine und Spezielle Wirtschaftslehre von G. Kühn und H. Schlick ist zu lesen: 

„Die Zauberformel der Zukunftseuphoriker - „Mehr Arbeitsplätze durch Wachstum“ - wird indes kaum aufgehen können, weil das Wirtschaftswachstum immer häufiger unter der Beschäftigungsschwelle liegt. Die Wachstumsstrategie ist auch aufgrund der quantitativen Dimension des Problems höchst illusorisch. Um allein die derzeit vier Millionen registrierten Arbeitslosen unter den gegenwärtigen Produktionsbedingungen beschäftigen zu können, müsste das Sozialprodukt dauerhaft, von heute auf morgen, um rund 17 % erhöht werden. Eine solche Strategie ist weder wünschenswert noch machbar. Zum einen würde ein derart hohes Wirtschaftswachstum eine unvertretbar steigende Umweltbelastung mit sich bringen, zum anderen muss aus heutiger Sicht bereits die Verhinderung weiter abnehmender Wachstumsraten als Erfolg gewertet werden.” 

Warum eine Aussage „Mehr Arbeitsplätze durch Wachstum“ eine „Zauberformel“ sein soll, ist nicht nachvollziehbar. Dass das Wirtschaftswachstum immer häufiger unter der Beschäftigungsschwelle liegt ist zwar zutreffend, aber diese Beobachtung als Begründung für die Unwirksamkeit von Beschäftigungswirkung bei hohem Wirtschaftswachstum heranzuziehen ist unlogisch. Ob nun von „heute auf morgen“ das Sozialprodukt um rund 17 % dauerhaft erhöht werden müsste ist abwegig. Keiner wird exakt die Steigerungsrate des Sozialprodukts angeben können. Richtig an dieser Aussage ist, dass es sich um sehr große Beträge handelt, die eine Forderung nach einem Wirtschaftswachstum von über 10 % rechtfertigen. Die quantitative Dimension unserer Arbeitslosigkeit sollte uns dennoch nicht schrecken, eine Richtungsänderung der Wirtschaftspolitik vorzunehmen.    

„Wirtschaftswachstum ist kein Mittel zur Beseitigung der Arbeitslosigkeit!” Diese heute oft zu hörende Meinung ist ungenau. Richtig ist, dass mit einem Rückgang der Arbeitslosigkeit nicht zu rechnen ist, wenn wir „nur“ 1,6 % Wirtschaftswachstum (Prognose des Sachverständigenrates für 2010) haben und damit nicht einmal  die Höhe der gesamtwirtschaftlichen Produktivitätssteigerung erreichen. Neue Arbeitsplätze werden nur dann geschaffen, wenn das Wirtschaftswachstum deutlich über der gesamtwirtschaftlichen Produktivitätssteigerung liegt. 

Die Forderung nach Arbeitszeitverkürzung ohne Lohnausgleich oder die Ausdehnung der Teilzeitarbeit zur Schaffung neuer Arbeitsplätze geht an den Wünschen der Arbeitnehmer vorbei. Die Arbeitnehmer wollen vielmehr ihr Einkommensniveau erhalten, um so ihren Wohlstand zu sichern oder besser noch zu steigern, nicht jedoch zu senken! Die Schaffung vieler neuer Arbeitsplätze sowie der Erhalt unseres Wohlstands und Sozialniveaus kann nur mit einem deutlich höheren Wirtschaftswachstum von mehr als 10 % erreicht werden. Bevölkerungsökonomen haben für Deutschland berechnet, dass ein Erwerbstätiger im Jahr 2035 im Schnitt 15 % mehr leisten muss als 2010, damit die Bevölkerung den Wohlstand von heute genießen kann. Die prozentuale Leistungssteigerung müsste auf der Basis 2003 etwas höher angesetzt werden. Unsere heutigen Produktivitätsreserven könnten diese notwendige Leistungssteigerung leicht abdecken. 

Nicht Verzicht („Gürtel enger schnallen“) sondern Wirtschaftswachstum durch Zukunftsinvestitionen ist angesagt. Die Zukunftsprobleme mit ihren Veränderungen beim Bevölkerungsaufbau, aber auch aktuelle Versäumnisse bei Infrastruktur-, Umwelt-, öffentliche Bildungs- und Modernisierungsinvestitionen sind heute anzupacken, solange wir genügend Arbeitskräfte haben. Wenn wir das vorhandene Produktionspotential heute nicht nutzen, werden die Probleme bleiben und zukünftig zusätzlich die Arbeitskräfte fehlen.

Nur ein sehr hohes Wirtschaftswachstum macht es möglich, alle volks- und betriebswirtschaftlichen Bereiche einschließlich der privaten und öffentlichen Haushalte nachhaltig zu sanieren, d. h. Bund, Länder, Gemeinden und die Sozialversicherungsträger, besonders aber Arbeitslose sowie Arbeitnehmer, Unternehmer und Selbständige können ihre finanzielle Situation deutlich verbessern. Der Staat hat höhere Steuereinnahmen. Die Sozialversicherungen können bei Rückgang der Arbeitslosigkeit ihre Beitragssätze stabilisieren und eventuell auch senken. Arbeitslose werden verstärkt eingestellt. Arbeitnehmer können ihren Arbeitsplatz sichern und bei Reduzierung der Sozialversicherungsbeiträge und möglichen Steuersenkungen ihr Nettoeinkommen erhöhen. Die Unternehmen werden die Hauptnutznießer eines solchen Wirtschaftsprogramms sein, da sie durch die Verbesserung der allgemeinen Auftragslage eine deutliche Gewinnsteigerung haben. Die meisten deutschen Unternehmen hatten in den vergangenen Jahren eine deutliche Verschlechterung ihres Eigenkapitalanteils an der Bilanzsumme. Durch Reinvestitionen der nun höheren Gewinne könnte das Eigenkapital deutlich erhöht werden. Ein häufiger Grund für Unternehmenszusammenbrüche mit der Vernichtung von vielen Arbeitsplätzen war oft eine unzureichende Eigenkapitalausstattung.

Wenn ein so umfassendes Wirtschaftskonzept, das eine vertrauensvolle Zusammenarbeit von Regierung, Gesetzgeber, Gewerkschaften, Arbeitgeber, privaten und öffentlichen Banken unter der Federführung der Europäischen Zentralbank voraussetzt, im heutigen Euro-Europa nicht zu verwirklichen ist, müssen Mittel und Wege gefunden werden, damit Deutschland mit einigen anderen geeigneten europäischen Partnern den notwendigen hohen Wirtschaftsaufschwung in Europa initiiert.

Wer den heutigen Wohlstand in Deutschland und Europa nicht demontieren will, gleichzeitig aber Arbeitslosigkeit und soziale Ungerechtigkeit bekämpfen möchte, wird dies nur auf der Grundlage eines solchen Wachstumsschubes erreichen können. Die Alternative ist eine Umverteilung des Mangels auf der Grundlage der Stärke. Der sozial Schwache wird dabei den kürzeren ziehen. 

Mit dem Einvernehmen der Tarifparteien, mit der Unterstützung der Europäischen Zentralbank, die in erster Linie der Preisstabilität verpflichtet ist, aber durch ihre ökonomische Einsicht in gesamtwirtschaftliche Zusammenhänge die notwendige Kompetenz hat, ein solches Wirtschaftskonzept zu managen, mit Politikern, die aus ihrer Verantwortung die notwendigen gesetzlichen Rahmenbedingungen schaffen und nicht zuletzt mit der Einsicht und Unterstützung der Bürger können die Anforderungen der Gegenwart und Zukunft bewältigt werden. 
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